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Amtsblatt Kreis Viersen
Verkündungsorgan für den Kreis Viersen sowie die Städte Kempen, Nettetal, Tönisvorst,
Viersen, Willich und die Gemeinden Brüggen, Grefrath, Niederkrüchten, Schwalmtal

59. Jahrgang Viersen, 23. Oktober 2003 Nummer   28

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

über die Verlängerung des Veränderungsverbotes zum
Landschaftsplan 4 n „Brachter Wald/ Ravensheide“ (LP
4n)

Ab der frühzeitigen Bürgerbeteiligung, die am 23./ 24.08.2000
erfolgte, gilt für alle im Geltungsbereich des LP 4n geplanten
Naturschutzgebiete, Naturdenkmale und geschützten Land-
schaftsbestandteile ein Veränderungsverbot gemäß § 42e Abs.
3 Satz 5 Landschaftsgesetz NRW. Das Veränderungsverbot
wurde im Amtsblatt des Kreises Viersen vom 10.08.2000, Nr.
26, S. 357, bekannt gemacht. Die zu diesem Zeitpunkt ausge-
übte rechtmäßige Bewirtschaftungsform bleibt von diesem Ver-
änderungsverbot unberührt.
Das zunächst auf drei Jahre befristete Veränderungsverbot
wird gemäß § 42e Abs. 3 Satz 2 LG NRW hiermit um ein wei-
teres Jahr bis zum 22.08.2004 verlängert.

Viersen, den 10.10.2003

Der Landrat
Im Auftrag:
gez. Kropp

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 519

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Hauptsatzung des Kreises Viersen vom 17.10.2003

In seiner Sitzung am 16.10.2003 beschloss der Kreistag des
Kreises Viersen aufgrund des § 5 Abs. 3 der Kreisordnung
(KrO) für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit gelten-
den Fassung folgende Neufassung der Hauptsatzung:

§ 1
Name, Sitz und Gebiet

(1) Der Kreis führt den Namen „Kreis Viersen“.

(2) Sitz der Kreisverwaltung ist die Stadt Viersen.

(3) Das Gebiet des Kreises besteht aus den Städten:

Kempen
Nettetal
Tönisvorst
Viersen
Willich

und den Gemeinden:

Brüggen
Grefrath
Niederkrüchten
Schwalmtal

§ 2
Wappen, Dienstsiegel und Flagge

(1) Der Kreis führt folgendes Wappen:

Unter silbernem Schildhaupt, worin ein durchgehendes
schwarzes Kreuz (Kur-Köln) von Gold und Blau gespal-
ten; vorn ein linksgewendeter schwarzer Löwe mit roter
Zunge (Jülich), hinten ein nach rechts gewandter
zwiegeschwänzter goldener Löwe,rot bewehrt (Geldern).

Eine Darstellung ist als Anlage beigefügt.

(2) Der Kreis führt ein Dienstsiegel mit Kreiswappen.

(3) Der Kreis führt folgende Flagge (Banner, Hissflagge):

als Banner: von Gold und Blau im Verhältnis 1:1
längsgestreift; darauf zur Stange hin
verschoben der Wappenschild des
Kreises,

als Hissflagge: von Gold und Blau im Verhältnis 1:1
längsgestreift; darauf zur Mitte der
Wappenschild des Kreises.

§ 3
Verfahren des Kreistages und der Ausschüsse

Das Verfahren des Kreistages und der Ausschüsse richtet sich
nach der vom Kreistag zu beschließenden Geschäftsordnung;
für die Ausschüsse ist außerdem § 8 der Hauptsatzung zu
beachten. Der Kreisausschuss kann sich eine eigene Ge-
schäftsordnung geben.

§ 4
Mitglieder des Kreistages

Die Mitglieder des Kreistages führen die Bezeichnung „Kreis-
tagsabgeordnete“.

§ 5
Rechte und Pflichten der Kreistagsabgeordneten,

sachkundigen Bürgerinnen und Bürger sowie
sachkundigen Einwohnerinnen und Einwohner

(1) Die Kreistagsabgeordneten, die Mitglieder des Kreisaus-
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schusses und die Mitglieder der Ausschüsse haben die
Vorschriften der Kreisordnung und der Gemeindeord-
nung über die Verschwiegenheitspflicht, die Treuepflicht
und über die Mitwirkungsverbote zu beachten. Verstöße
gegen die Verschwiegenheitspflicht können mit einem
Ordnungsgeld geahndet werden (§ 28 KrO, §§ 30-32
GO).

(2) Die Kreistagsabgeordneten, die Mitglieder des Kreisaus-
schusses und der Ausschüsse müssen der Landrätin
oder dem Landrat Auskünfte über ihre wirtschaftlichen
und persönlichen Verhältnisse geben, soweit dies für die
Ausübung ihrer Tätigkeit von Bedeutung sein kann. Die
Auskunft erstreckt sich

1. bei unselbständiger Tätigkeit auf die Angabe der
Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers (Branche) und
die eigene Funktion bzw. dienstliche Stellung,

2. bei selbständiger Tätigkeit auf die Art des Gewer-
bes mit Angabe der Firma oder die Bezeichnung
des Berufszweiges,

3. auf vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten als
Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwal-
tungsrates, sonstigen Organs oder Beirats einer
Gesellschaft, Genossenschaft, eines in einer an-
deren Rechtsform betriebenen Unternehmens
oder einer Körperschaft, Stiftung und Anstalt des
öffentlichen Rechts.

Änderungen sind der Landrätin oder dem Landrat un-
verzüglich mitzuteilen.

Name, Anschrift, der ausgeübte Beruf sowie andere ver-
gütete und ehrenamtliche Tätigkeiten können auf Be-
schluss des Kreistages veröffentlicht werden. Die Aus-
künfte über die wirtschaftlichen und persönlichen Ver-
hältnisse sind vertraulich zu behandeln. Nach Ablauf der
Wahlperiode sind die gespeicherten Daten ausgeschie-
dener Mitglieder über ihre wirtschaftlichen und persönli-
chen Verhältnisse zu löschen.

 (3) Die Landrätin oder der Landrat ermöglicht die Aktenein-
sicht nach § 26 KrO in den Räumen der Kreisverwal-
tung. Sie oder er hat auch über die Anwesenheit von
Beschäftigten der Kreisverwaltung bei der Akteneinsicht
zu entscheiden. Entsprechendes gilt für Ausschussvor-
sitzende, soweit der Ausschuss für die Beratung oder
Entscheidung der Angelegenheit zuständig ist.

§ 6
Stellvertretung der Landrätin oder des Landrates

(1) Der Kreistag wählt 2 Stellvertreterinnen oder Stellvertre-
ter der Landrätin oder des Landrates. Der Kreistag kann
weitere Stellvertreterinnen und Stellvertreter wählen.

(2) Die Landrätin oder der Landrat wird bei Verhinderung in
der Sitzungsleitung im Kreistag und bei der Repräsen-
tation von ihren oder seinen Stellvertreterinnen oder Stell-
vertretern in der sich aus dem Wahlergebnis ergeben-
den Reihenfolge vertreten.
Sind alle Stellvertreterinnen und Stellvertreter verhindert,
kann die Landrätin oder der Landrat andere Kreistags-
abgeordnete mit der Wahrnehmung repräsentativer Auf-
gaben für den Kreis beauftragen.

§ 7
Kreisausschuss

(1) Die Anzahl der Mitglieder des Kreisausschusses wird zu

Beginn der Wahlperiode durch Kreistagsbeschluss fest-
gelegt. Bei der Zahl der Mitglieder zählt die Landrätin
oder der Landrat nicht mit.

(2) Für jedes Mitglied ist eine persönliche Stellvertretung zu
wählen. Die Stellvertreterinnen und Stellvertreter, die
einer Fraktion, Gruppe oder Listenverbindung angehö-
ren, vertreten sich untereinander in alphabetischer Rei-
henfolge, es sei denn, der Kreistag beschließt eine an-
dere Reihenfolge.

(3) Der Kreisausschuss legt durch Beschluss die Anzahl der
aus seiner Mitte zu wählenden Vertreterinnen und Ver-
treter seiner Vorsitzenden oder seines Vorsitzenden fest.

§ 8   Ausschüsse

(1) Der Kreistag bildet folgende gesetzlich vorgeschriebe-
ne Ausschüsse:

a) Kreisausschuss
b) Kreisjugendhilfeausschuss
c) Rechnungsprüfungsausschuss
d) Kreisschulausschuss
e) Wahlprüfungsausschuss
f) Werksausschuss des Abfallbetriebes

(2) Der Kreistag bildet außerdem folgende Fachausschüs-
se zur Vorbereitung der Beschlüsse des Kreisausschus-
ses und des Kreistages:

g) Organisations- und Personalausschuss
h) Planungs-, Umwelt- und Verkehrsausschuss
i) Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Senioren-

arbeit
j) Kulturausschuss
k) Partnerschaftsausschuss
l) Sportausschuss

(3) Die sachliche Zuständigkeit der Ausschüsse richtet sich
nach der Verwaltungsgliederung. Unterausschüsse, Ar-
beitsgruppen und Beiräte, die nicht gesetzlich vorge-
schrieben sind, setzt der Kreistag ein. Ihre Tätigkeit ist
im Einzelfall sachlich und zeitlich zu begrenzen.

(4) Die Anzahl der Ausschussmitglieder wird zu Beginn je-
der Wahlperiode durch Kreistagsbeschluss festgelegt,
soweit gesetzlich nichts anderes geregelt ist. Dies gilt
grundsätzlich auch für Unterausschüsse, Arbeitsgrup-
pen und Beiräte des Kreistages.

(5) Für die Ausschussmitglieder sind entsprechend dem
Verfahren nach § 35 Abs. 3 KrO Stellvertretungen zu
wählen. Dabei ist gleichzeitig die Reihenfolge der Stell-
vertretung festzulegen. Ist die gewählte Stellvertretung
verhindert, kann ein Ausschussmitglied auch von einer
oder einem Kreistagsabgeordneten seiner Fraktion ver-
treten werden, soweit nicht gesetzliche Regelungen ent-
gegenstehen.

(6) Die Vorsitzenden der Ausschüsse und ihre Stellvertre-
tungen müssen Kreistagsabgeordnete sein.

(7) Ausschussmitglieder, die nicht Kreistagsabgeordnete
sind, werden von der oder dem Vorsitzenden des be-
treffenden Ausschusses verpflichtet.

§ 9
Entschädigung für Kreistagsabgeordnete

sowie sachkundige Bürgerinnen und Bürger

(1) Der gemäß § 30 Abs. 2 KrO festzusetzende Regelstun-
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densatz für Verdienstausfall (Mindestbetrag) und der
Stundensatz für Hausarbeit (gem. § 30 Abs. 2 Ziff. 3 KrO)
beträgt 8,00 . Der einheitliche Höchstbetrag wird auf
26,00  pro Stunde und höchstens 208,00  pro Tag fest-
gesetzt. Ein Anspruch auf Verdienstausfall besteht nur,
wenn es nicht möglich und zumutbar ist, Arbeitszeiten
und mandatsbedingte Tätigkeiten so aufeinander abzu-
stimmen, dass keine zeitliche Kollision entsteht. Ver-
dienstausfall wird nur für die Zeit von montags bis frei-
tags in der Zeit von 08:00 Uhr bis 19:00 Uhr, samstags
von 08:00 Uhr bis 14:00 Uhr gewährt.

(2) Die Kosten einer entgeltlichen Kinderbetreuung während
der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt sind
nur erstattungsfähig, wenn keine weiteren, im Rahmen
gesetzlicher Unterhaltspflichten zur Kinderbetreuung
verpflichteten Personen im Haushalt leben oder wenn
diesen die Kinderbetreuung während der mandatsbe-
dingten Abwesenheit nicht zugemutet werden kann.
Kosten einer entgeltlichen Kinderbetreuung werden nur
für Kinder erstattet, die das 14. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, es sei denn, es liegt im Einzelfall ein
besonderer Betreuungsbedarf vor, der eine Betreuung
über das 14. Lebensjahr hinaus erforderlich macht (z.B.
Behinderungen etc.). Pro Stunde der Kinderbetreuung
werden höchstens 8,00  erstattet.

(3) Die Anzahl der Fraktionssitzungen, die der Vorbereitung
von Kreistags-, Kreisausschuss- und Ausschuss-
sitzungen dienen und für die ein Sitzungsgeld gezahlt
wird, wird auf 15 pro Jahr begrenzt. Sind zur Vorberei-
tung von Fraktionssitzungen Arbeitskreise erforderlich,
so zählen zwei Arbeitskreissitzungen als eine Fraktions-
sitzung. Die Stärke des jeweiligen Arbeitskreises darf die
Hälfte der Fraktionsstärke überschreiten, dabei muss die
Anzahl der teilnehmenden Kreistagsmitglieder grösser
sein als die der sachkundigen Bürgerinnen und Bürger.

(4) Dienstreisen gelten durch den Kreistag generell als ge-
nehmigt, soweit sie im Zusammenhang mit der Ausü-
bung des Mandats erforderlich sind und sich auf das Land
NRW beschränken. Jede Dienstreise ist der Landrätin
oder dem Landrat vor Beginn anzuzeigen. Die Landrä-
tin oder der Landrat wird dem Kreisausschuss halbjähr-
lich eine Auflistung der durchgeführten Dienstreisen vor-
legen. In allen übrigen Fällen bedarf es der Genehmi-
gung des Kreisausschusses, es sei denn, der Kreisaus-
schuss ist selbst betroffen; in diesem Fall entscheidet
der Kreistag. Die Kreistagsabgeordneten, die sachkun-
digen Bürgerinnen und Bürger sowie die sachkundigen
Einwohnerinnen und Einwohner erhalten anlässlich der
Teilnahme an Sitzungen oder genehmigter Dienstreisen
Reisekostenvergütung nach Maßgabe der Entschädi-
gungsverordnung.

(5) Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder werden
nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung wie folgt
gezahlt:
a) Kreistagsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschä-

digung ausschließlich in Form einer monatlichen
Pauschale,

b) Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Landrätin
oder des Landrates  sowie die Fraktionsvorsitzen-
den und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter
erhalten zudem eine zusätzliche Aufwandsentschä-
digung ausschließlich in Form einer monatlichen
Pauschale,

c) die sachkundigen Bürgerinnen und Bürger sowie
die sachkundigen Einwohnerinnen und Einwohner
erhalten ein Sitzungsgeld.

Berücksichtigungsfähig ist auch die Teilnahme an Sit-
zungen von Unterausschüssen, Arbeitskreisen und Bei-
räten, die der Kreistag nach § 8 Abs. 3 der Hauptsat-
zung eingesetzt hat.

§ 10
Verträge

(1) Verträge des Kreises mit Kreistagsabgeordneten, Aus-
schussmitgliedern und leitenden Dienstkräften der Ver-
waltung (§ 26 Abs. 1 Buchstabe q KrO) bedürfen der
Genehmigung des Kreistages.
Ausgenommen sind:
a) Verträge auf Grund feststehender Tarife und Abga-

ben,
b) Verträge über Vermietung von Wohnungen,
c) Verträge, deren finanzielle Auswirkung im Einzel-

fall 2.560,00  nicht überschreiten,
d) Verträge, die Geschäfte der laufenden Verwaltung

enthalten.

(2) Leitende Dienstkräfte im Sinne des § 26 Abs. 1 Satz 2
Buchstabe q KrO sind die Landrätin oder der Landrat,
die Kreisdirektorin oder der Kreisdirektor und die Dezer-
nentinnen und Dezernenten.

§ 11
Allgemeine Vertreterin oder allgemeiner

Vertreter der Landrätin oder des Landrates

(1) Die allgemeine Vertreterin oder der allgemeine Vertre-
ter der Landrätin oder des Landrates wird durch den
Kreistag für die Dauer von 8 Jahren gewählt. Sie bzw. er
führt die Amtsbezeichnung „Kreisdirektorin“ bzw. “Kreis-
direktor“.

(2) Die Kreisdirektorin oder der Kreisdirektor wird in die
höchstzulässige Besoldungsgruppe eingruppiert, die die
Verordnung über die Eingruppierung der mit Landesbe-
amtinnen und Landesbeamten nicht vergleichbaren Be-
amtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeinde-
verbände in Nordrhein-Westfalen (Eingruppierungsver-
ordnung - SGV 20230) in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung vorsieht. Die Beamtin     oder der Beamte erhält für
ihre bzw. seine Person Bezüge einer höheren Besol-
dungsgruppe, soweit dies unter den in der jeweils gel-
tenden Eingruppierungsverordnung genannten Voraus-
setzungen möglich ist.

(3) Die Kreisdirektorin oder der Kreisdirektor erhält eine
Aufwandsentschädigung, die dem Höchstsatz entspricht,
die in der Eingruppierungsverordnung in ihrer jeweils
geltenden Fassung festgelegt ist.

§ 12
Personalangelegenheiten

(1) Die Beamtinnen und Beamten des Kreises ab Besol-
dungsgruppe A 12 werden auf Grund eines Beschlus-
ses des Kreistages eingestellt, befördert und entlassen.

(2) Die Zuständigkeiten der obersten Dienstbehörde für
dienstrechtliche Entscheidungen, die auf Grund gesetz-
licher Bestimmungen von der obersten Dienstbehörde
übertragen werden können, werden auf die Landrätin
oder den Landrat übertragen.

§ 13
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben
und Maßnahmen des Kreises mit, die die Belange von
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Frauen berühren, Auswirkungen auf die Gleichberechti-
gung von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer
gleichwertigen Stellung in der Gesellschaft haben sowie
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die Verbes-
serung der beruflichen Situation der in der Verwaltung
beschäftigten Frauen betreffen. Sie fördert mit eigenen
Initiativen die Verbesserung der Situation für Frauen und
Männer. Zu ihren Aufgaben gehört auch die Beratung
und Unterstützung von Frauen in Einzelfällen bei beruf-
licher Förderung und Beseitigung von Benachteiligun-
gen. Eine Rechtsberatung ist unzulässig.
Es handelt sich um die Wahrnehmung von Querschnitts-
aufgaben, die fachübergreifend alle Bereiche der Kreis-
verwaltung berühren können. Was frauenrelevant ist,
entscheidet in Zweifelsfällen die Gleichstellungsbeauf-
tragte, die frei ist von fachlichen Weisungen.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat das Recht, in Ange-
legenheiten ihres Aufgabenbereiches an den Sitzungen
des Kreisausschusses, des Kreistages und seiner Aus-
schüsse teilzunehmen. Ihr ist auf Wunsch das Wort zu
erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angelegenhei-
ten ihres Aufgabenbereiches unterrichten. Bei Verhin-
derung der Gleichstellungsbeauftragten nimmt die
Stellvertreterin diese Aufgabe wahr.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenhei-
ten, die ihren Aufgabenbereich berühren, den Beschluss-
vorlagen der Landrätin oder des Landrates widerspre-
chen. In diesem Fall hat die Landrätin oder der Landrat
den Kreistag zu Beginn der Beratung auf den Wider-
spruch und seine wesentliche Begründung hinzuweisen.

(4) Die Landrätin oder der Landrat ist Dienstvorgesetzte oder
Dienstvorgesetzter der Gleichstellungsbeauftragten. Sie
bzw. er trägt dafür Sorge, dass die Gleichstellungsbe-
auftragte die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen
Informationen erhält und ihre Auffassung zu gleichstel-
lungsrelevanten Angelegenheiten bei der Meinungsbil-
dung berücksichtigt wird.

(5) Nähere Einzelheiten legt die Landrätin oder der Landrat
in einer Dienstanweisung fest.

§ 14
Anregungen und Beschwerden

(1) Alle haben das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft
mit anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwer-
den an den Kreistag zu wenden. Ist eine Anregung oder
Beschwerde von mehr als 10 Personen unterzeichnet,
so muss sie eine Person benennen, die berechtigt ist,
die Unterzeichnenden zu vertreten.

(2) Anregungen und Beschwerden müssen eine Angelegen-
heit betreffen, die in den Aufgabenbereich des Kreises
Viersen fällt. Anregungen und Beschwerden, die nicht
in den Aufgabenbereich des Kreises Viersen fallen, sind
von der Landrätin oder vom Landrat an die zuständige
Stelle weiterzuleiten. Die Antragstellerin oder der Antrag-
steller ist hierüber zu unterrichten.

(3) Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, die weder An-
regungen noch Beschwerden zum Inhalt haben, z.B.
Fragen, Erklärungen, Ansichten etc., sind ohne Bera-
tung durch den Kreistag oder Kreisausschuss von der
Landrätin oder vom Landrat zurückzugeben.

(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden
ist der Kreisausschuss zuständig, es sei denn, sie be-

treffen Angelegenheiten, für die der Kreistag ausschließ-
lich gem. § 26 Abs. 1 Satz 2 KrO zuständig ist, oder
Angelegenheiten, für die nach den Bestimmungen der
Kreisordnung oder dieser Hauptsatzung der Kreistag
oder die Landrätin oder der Landrat zuständig ist. Ist der
Kreisausschuss nicht zuständig, so verweist er die An-
regung oder Beschwerde zur Erledigung an die zur Ent-
scheidung berechtigte Stelle. Hierbei kann er Empfeh-
lungen aussprechen, an die die zur Entscheidung be-
rechtigte Stelle nicht gebunden ist. Ist der Kreisaus-
schuss zuständig, so bleiben die mitberatenden Zustän-
digkeiten der Fachausschüsse gegenüber dem Kreis-
ausschuss unberührt.

(5) Der Antragstellerin oder dem Antragsteller kann aufge-
geben werden, die Anregung oder die Beschwerde in
der für eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen
Anzahl einzureichen. Die Beratung kann in diesen Fäl-
len bis zur Einreichung der notwendigen Unterlagen
ausgesetzt werden.

(6) Von der Prüfung einer Anregung oder Beschwerde soll
abgesehen werden, wenn der Inhalt einen Straftatbe-
stand erfüllt oder wenn sie gegenüber einer bereits ge-
prüften Anregung oder Beschwerde kein neues
Sachvorbringen enthält. Von einer Prüfung kann abge-
sehen werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand
eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder
Rechtsmittelverfahrens ist.

(7) Die Landrätin oder der Landrat unterrichtet die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller über die Entscheidung,
die Anregung oder die Beschwerde.

§ 15
Bekanntmachungen

(1) Öffentliche Bekanntmachungen des Kreises, die durch
Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden im Amts-
blatt Kreis Viersen (Abl.Krs.Vie.) vollzogen.

(2) Sind öffentliche Bekanntmachungen in der nach Absatz
1 festgelegten Form infolge höherer Gewalt oder sonsti-
ger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so wird die
Öffentlichkeit durch Aushang im Kreishaus, Flugblätter
oder ein eigenes aus diesem Anlass herausgegebenes
Amtsblatt unterrichtet.

(3) Tierseuchenverordnungen werden in folgender Tages-
zeitung verkündet:

Rheinische Post, Ausgabe Viersen.

Außerdem werden diese Tierseuchenverordnungen je
nach dem Ort des Auftretens der Seuche in nachste-
henden im Kreisgebiet erscheinenden Tageszeitungen
nachrichtlich bekanntgemacht:

Rheinische Post, Ausgabe Kempen und Willich /
Tönisvorst, Westdeutsche Zeitung, Ausgabe Kem-
pen, Viersen und Willich /Tönisvorst.

(4) Der wesentliche Inhalt der Beschlüsse des Kreistages,
Kreisausschusses und der Ausschüsse wird in öffentli-
cher Sitzung oder durch die Presse der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht, soweit nicht im Einzelfall etwas
anderes bestimmt oder beschlossen ist.

§ 16
Inkrafttreten

Die Hauptsatzung tritt am 01.11.2003 in Kraft.
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Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung für den Kreis Viersen vom
11.06.1999 in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom
25.03.2002 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die Neufassung der Hauptsatzung des Kreises Viersen vom
16.10.2003 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird
darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Kreisordnung (KrO) für das Land Nord-
rhein-Westfalen  beim Zustandekommen der Änderungssat-
zung nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht
werden können, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

41747 Viersen, den 17.10.2003

In Vertretung
gez. Frentzen
Kreisdirektor

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 519

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Geschäftsordnung des Kreises Viersen vom 17.10.2003

In seiner Sitzung am 16.10.2003 beschloss der Kreistag des
Kreises Viersen aufgrund der §§ 32 ff. der Kreisordnung (KrO)
für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit geltenden
Fassung folgende Neufassung der Geschäftsordnung:

§ 1
Einberufung des Kreistages

(1) Der Kreistag wird von der Landrätin oder vom Landrat
mit einer Ladungsfrist von mindestens sieben
Kalendertagen schriftlich einberufen. Die Frist gilt als
gewahrt, wenn die Einladung am neunten Kalendertag
vor dem Sitzungstag zur Post gegeben wird. In
dringenden Fällen kann die Ladungsfrist abgekürzt
werden.

(2) Aus der Einladung müssen Ort, Zeit und Tagesordnung
der Sitzung hervorgehen. Diese werden in der nach der
Hauptsatzung vorgeschriebenen Form veröffentlicht. Der
Einladung sollten die zu den einzelnen Tagesordnungs-
punkten erforderlichen Beratungsunterlagen beigefügt
werden; sie können in Ausnahmefällen nachgereicht
werden.

§ 2
Tagesordnung

(1) Die Tagesordnung gliedert sich in einen öffentlichen und
bei Bedarf in einen nichtöffentlichen Teil. Die Tages-

ordnung kann durch Nachträge ergänzt werden; diese
sollen den Abgeordneten mindestens drei Kalendertage
vor Sitzungsbeginn vorliegen.

(2) Die Landrätin oder der Landrat setzt die Tagesordnung
fest. Vor Eintritt der Beratung ist die Tagesordnung
festzustellen. Vorschläge gem. § 33 (1) Satz 2 KrO
müssen spätestens am 10. Kalendertag vor dem
Sitzungstag vorliegen.

(3) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den
Aufgabenbereich des Kreises fällt, so weist die Landrätin
oder der Landrat in der Tagesordnung darauf hin, dass
die Angelegenheit durch Geschäftsordnungsbeschluss
vom Kreistag von der Tagesordnung wieder abzusetzen
ist. Vor der Feststellung der Tagesordnung kann diese
durch Beschluss des Kreistages erweitert werden, wenn
es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen
Aufschub dulden oder von äußerster Dringlichkeit sind.

(4) Die auf die Tagesordnung gesetzten Punkte werden der
Reihe nach behandelt. Der Kreistag kann auf Antrag
durch Beschluss die Reihenfolge abändern, verwandte
Punkte miteinander verbinden und einzelne Punkte von
der Tagesordnung absetzen.

§ 3
Teilnahme an Sitzungen

(1) Die Kreistagsabgeordneten sind zur Teilnahme an den
Sitzungen des Kreistages verpflichtet. Für jede Sitzung
wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich jede
oder jeder teilnehmende Kreistagsabgeordnete
persönlich eintragen muss.

(2) Eine Kreistagsabgeordnete oder ein Kreistagsabge-
ordneter, die bzw. der an einer Sitzung nicht oder nicht
rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig
verlassen will, muss dies der Landrätin oder dem Landrat
möglichst frühzeitig mitteilen. Die Mitteilung gilt als
Entschuldigung.

§ 4
Vorsitz

(1) Den Vorsitz im Kreistag führt die Landrätin oder der
Landrat. Sie oder er leitet die Verhandlungen, eröffnet
und schliesst die Sitzungen.

(2) Sind sie bzw. er und die Stellvertretung verhindert, den
Vorsitz zu führen, so wählt der Kreistag unter Leitung
der oder des ältesten Kreistagsabgeordneten ohne
Aussprache aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen
Vorsitzenden.

(3) Die oder der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung
der Ordnung nach den Bestimmungen dieser
Geschäftsordnung und übt das Hausrecht aus.

§ 5
Ältestenrat

(1) Der Kreistag bildet einen Ältestenrat aus seiner Mitte,
der die Landrätin oder den Landrat bei ihren bzw. seinen
geschäftsführenden Aufgaben unterstützt.

(2) Der Ältestenrat besteht aus der Landrätin oder dem
Landrat, den stellvertretenden Landrätinnen und
Landräten, den Vorsitzenden sowie den stellvertretenden
Vorsitzenden der im Kreistag vertretenen Fraktionen.
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§ 6
Beschlussfähigkeit

(1) Zu Beginn der Sitzung hat die oder der Vorsitzende
festzustellen, ob der Kreistag ordnungsgemäß einbe-
rufen worden und beschlussfähig ist.

(2) Sie oder er hat die Sitzung aufzuheben, wenn festgestellt
worden ist, dass der Kreistag nicht ordnungsgemäß
einberufen wurde.

(3) Wird die Beschlussfähigkeit angezweifelt, so hat die oder
der Vorsitzende die danach erforderlichen Feststellungen
zu treffen. Andernfalls gilt der Kreistag als beschluss-
fähig. Bei Feststellung der Beschlussunfähigkeit muss
die Sitzung beendet werden (§ 34 KrO).

§ 7
Öffentlichkeit der Kreistagssitzungen

(1) Die Sitzungen des Kreistages sind öffentlich, soweit diese
Geschäftsordnung keine andere Regelung trifft. Die
Redaktionen der im Kreisgebiet erscheinenden
Zeitungen sollen eine Einladung zu den Sitzungen
erhalten. Die überregionale Presse kann eingeladen
werden.

(2) Die Zuhörerinnen und Zuhörer sind nicht berechtigt, in
der Sitzung das Wort zu ergreifen oder Beifall und
Missbilligung zu äussern. Weiterhin ist ihnen die
Mitnahme von Plakaten, Transparenten usw. in den
Sitzungssaal nicht gestattet.

(3) Die oder der Vorsitzende kann Zuhörerinnen und
Zuhörer, die die Verhandlungen stören, ausschließen,
die Sitzung unterbrechen oder den Zuhörerraum räumen
lassen.

§ 8
Nichtöffentliche Sitzungen

(1) Die Öffentlichkeit der Kreistagssitzungen kann gem. §
33 (2) Satz 3 KrO durch Beschluss des Kreistages
ausgeschlossen werden, wenn es das öffentliche Wohl
oder die Wahrung schutzwürdiger Interessen erfordert.

(2) Die Öffentlichkeit ist stets ausgeschlossen bei der
Behandlung von

a) Grundstücksangelegenheiten
b) Personalangelegenheiten
c) Vertragsangelegenheiten nach § 10 der Haupt-

satzung

(3) Stimmberechtigte Ausschussmitglieder können an den
nichtöffentlichen Sitzungen als Zuhörerinnen oder
Zuhörer teilnehmen, soweit deren Aufgabenbereich
durch den Beratungsgegenstand berührt wird. Wird in
einer Ausschusssitzung ein Antrag beraten, den ein
Kreistagsmitglied gestellt hat, das dem Ausschuss nicht
angehört, so kann es sich an der Beratung beteiligen.

(4) Fraktionsassistentinnen und Fraktionsassistenten
können, wenn sie durch die Landrätin oder den Landrat
verpflichtet worden sind, mit Zustimmung des Kreistages
an der nichtöffentlichen Sitzung als Zuhörerinnen oder
Zuhörer  teilnehmen.

§ 9
Fraktionen

(1) Kreistagsabgeordnete können sich zu einer Fraktion

zusammenschließen. Jede oder jeder Kreistagsabge-
ordnete kann nur einer Fraktion angehören. Eine Fraktion
muss aus mindestens zwei, bei einem Kreistag mit mehr
als 59 Mitgliedern aus drei Kreistagsabgeordneten
bestehen (§ 40 Abs. 1 KrO).

(2) Die Fraktionen können Kreistagsabgeordnete, die keiner
Fraktion angehören, als Hospitantinnen oder Hospitanten
aufnehmen. Sie haben dies der Landrätin oder dem
Landrat mitzuteilen. Bei der Feststellung der
Mindeststärke einer Fraktion zählen Hospitantinnen und
Hospitanten nicht mit.

(3) Die Fraktionen geben sich ein Statut, das
demokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen ent-
sprechen und Regelungen über das Abstimmungs-
verfahren, die Aufnahme und den Ausschluss aus der
Fraktion enthalten muss. Entspricht ein Statut diesen
Anforderungen nicht, so kann der Kreistag einer Fraktion
den Fraktionsstatus entziehen, wenn diese einer
Aufforderung des Kreistages innerhalb einer vom
Kreistag gesetzten Frist nicht nachkommt, die Mängel
ihres Statuts zu beseitigen.

(4) Die Bildung einer Fraktion ist der Landrätin oder dem
Landrat von der Fraktionsvorsitzenden oder dem
Fraktionsvorsitzenden schriftlich anzuzeigen. Die
Mitteilung muss die genaue Bezeichnung der Fraktion,
die Namen der oder des Fraktionsvorsitzenden, ihrer
bzw. seiner Stellvertretung, aller der Fraktion
angehörenden Kreistagsabgeordneten einschließlich der
Hospitantinnen und Hospitanten und der zur
Verschwiegenheit verpflichteten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Fraktion enthalten. Ferner ist das Statut
der Fraktion vorzulegen und anzugeben, wer berechtigt
ist, für die Fraktion Anträge zu stellen oder sonstige
Erklärungen abzugeben. Unterhält die Fraktion eine
Geschäftsstelle, so hat die Mitteilung auch die Anschrift
der Geschäftsstelle zu enthalten. Änderungen sind der
Landrätin oder dem Landrat ebenfalls anzuzeigen.

 (5) Die Fraktionen haben dafür Sorge zu tragen, dass
Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach
erforderlich, besonders vorgeschrieben oder vom
Kreistag oder einem seiner Ausschüsse beschlossen
worden ist, vertraulich behandelt werden und Dritten nicht
zugänglich sind. Dies gilt insbesondere für Angelegen-
heiten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden
oder werden müssen. Soweit schützenswerte Interessen
Einzelner betroffen sind, dürfen personenbezogene
Daten nur an zur Verschwiegenheit verpflichtete
Personen offenbart werden, soweit dies für deren Arbeit
als Kreistagsabgeordnete oder Kreistagsabgeordneter,
Ausschussmitglied oder Mitarbeiterin oder Mitarbeiter der
Fraktion erforderlich ist. Schriftliche Unterlagen sind so
aufzubewahren, dass zu ihnen nur bei Vorliegen der
Voraussetzungen des Satzes 3 Zugang besteht. Bei
Auflösung einer Fraktion sind diese schriftlichen
Unterlagen zu vernichten oder an das Archiv des Kreises
zur Aufbewahrung abzugeben.

(6) Die Fraktionsgeschäftsstellen erhalten zum gleichen Zeit-
punkt wie die Kreistagsabgeordneten die Einladungen
und Nachträge zu Sitzungen - einschließlich der Er-
läuterungen und Vorlagen - sowie der Niederschriften.

§ 10
Dringlichkeitsangelegenheiten

(1) Angelegenheiten, die nicht auf der Tagesordnung stehen,
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oder die nicht in der vorgeschriebenen Form als
Tagesordnungspunkt veröffentlicht werden konnten,
dürfen nur behandelt werden, wenn sie nicht
aufgeschoben werden können. Über die Dringlichkeit
entscheidet der Kreistag.

(2) Dringlichkeitsanträge der in Abs. 1 genannten Art können
von einzelnen Kreistagsabgeordneten mit Unterstützung
von drei weiteren Kreistagsabgeordneten oder den
Fraktionsvorsitzenden schriftlich in die Sitzung einge-
bracht werden. Ihre besondere Dringlichkeit ist durch die
Antragstellerin oder den Antragsteller zu begründen.

(3) Angelegenheiten, die nicht im Kreisausschuss beraten
worden sind, dürfen vom Kreistag nur dann behandelt
werden, wenn sie nicht aufgeschoben werden können
oder wenn die Beratung im Kreisausschuss aus
sachlichen Gründen entbehrlich erscheint. Über die
Dringlichkeit entscheidet der Kreistag.

§ 11
Behandlung von Vorlagen und Anträgen

(1) Beschlüssen des Kreistages muss eine Vorlage oder ein
Antrag zugrunde liegen. Dies gilt nicht bei Abstimmungen
über Wahlstellen. Diese sind auch dann gültig, wenn die
oder der Gewählte nicht vorgeschlagen war.

(2) Vorlagen werden von der Landrätin oder vom Landrat in
schriftlicher Form mit Begründung des Beschlussvor-
schlages an den Kreistag gerichtet. Sie sind von der
Landrätin oder vom Landrat oder einer oder einem von
ihr bzw. ihm beauftragten Bediensteten des Kreises
vorzutragen und zu begründen.

(3) Anträge zu Punkten der Tagesordnung können von
Fraktionen und einzelnen Kreistagsabgeordneten
eingebracht werden. Sie müssen den Beschlussvor-
schlag im Wortlaut und sollen eine Begründung enthalten
und spätestens bis 9.00 Uhr des dritten Werktages vor
dem Sitzungstag des Kreistages schriftlich vorliegen.
Anträge sind an die Landrätin oder den Landrat zu
richten; gleichzeitig ist den Fraktionsvorsitzenden eine
Abschrift zuzuleiten.

(4) Anträge, die von einer Fraktion gestellt werden, sind von
der oder dem Fraktionsvorsitzenden, deren bzw. dessen
Stellvertretung oder einer oder einem Beauftragten nach
dem Fraktionsstatut zu unterzeichnen. Andere Anträge
gelten als persönliche Anträge.

(5) Über Anträge, deren Annahme die Bereitstellung von
Mitteln erfordert, die im Haushaltsplan nicht oder nicht
in ausreichender Höhe vorgesehen sind, darf nur beraten
und abgestimmt werden, wenn sie gleichzeitig einen
Deckungsvorschlag enthalten.

(6) Jeder Antrag kann von der Antragstellerin oder dem
Antragsteller oder einer bzw. einem von ihr bzw. ihm
bevollmächtigten Kreistagsabgeordneten vorgetragen
und begründet werden.

(7) Jeder Antrag kann durch die Antragstellerin oder den
Antragsteller bis zum Beginn der Abstimmung zurückge-
nommen oder abgeändert werden. Der Antrag kann bis
zu diesem Zeitpunkt auch durch eine andere Abge-
ordnete oder durch einen anderen Abgeordneten als
eigener Antrag (erneut) eingebracht werden. Sollte die
Änderung eines vorliegenden Beschlussvorschlages
beantragt werden, ist der Wortlaut des Änderungs-

antrages der Landrätin oder dem Landrat auf Verlangen
schriftlich vorzulegen.

(8) Der Kreistag kann Anträge zur Behandlung an die
Ausschüsse verweisen oder sie vertagen.

(9) Über Vorlagen darf nicht ohne Ergebnis (z.B. Entschei-
dungs-, Vertagungs-, Verweisungsbeschluss) zur
Tagesordnung übergegangen werden. § 15 bleibt
unberührt.

§ 12
Mitteilungen und Anfragen

(1) Mitteilungen der Landrätin oder des Landrates werden
als besonderer Tagesordnungspunkt behandelt. Sie
werden den Mitgliedern des Kreistages schriftlich
zugeleitet, sofern nicht aus sachlichen Gründen eine
mündliche Unterrichtung ausreichend ist.

(2) Jede oder jeder Kreistagsabgeordnete ist berechtigt,
Anfragen über Angelegenheiten des Kreises, die nicht
auf der Tagesordnung stehen, an die Landrätin oder den
Landrat zu richten. Diese müssen spätestens bis 9.00
Uhr des dritten Werktages vor dem Sitzungstag des
Kreistages der Landrätin oder dem Landrat schriftlich
vorliegen. Der Sitzungstag wird bei der Frist nicht
mitgerechnet.

(3) Anfragen im Sinne dieser Bestimmung werden in der
Tagesordnung unter dem Punkt „Anfragen nach § 12 der
Geschäftsordnung“ nach Erledigung der übrigen Punkte
der Tagesordnung behandelt.

(4) Anfragen werden mündlich ohne Erörterung beantwortet,
es sei denn, dass die oder der Anfragende eine
schriftliche Auskunft wünscht. Die oder der Anfragende
erhält auf Wunsch nach der Beantwortung das Wort zu
zwei Zusatzfragen. An die Beantwortung kann sich eine
Beratung der Anfrage unter den Voraussetzungen des §
33 Abs. 1 Satz 5 KrO anschließen.

(5) Anfragen, die erst in der Sitzung gestellt werden, weil
der Fragestellerin oder dem Fragesteller nach ihrer bzw.
seiner Erklärung eine vorherige Fragestellung aus
triftigen Gründen nicht möglich war, sollen in der Sitzung
beantwortet werden, wenn die oder der Befragte sich
hierzu in der Lage sieht. Andernfalls sind derartige
Anfragen in der nächsten Kreisausschuss- oder
Kreistagssitzung zu beantworten, wenn nicht die oder
der Anfragende sich mit einer schriftlichen Antwort
einverstanden erklärt.

(6) Die Landrätin oder der Landrat kann die Beantwortung
von Anfragen auf die Tagesordnung der nächsten
Kreisausschuss- und Kreistagssitzung setzen.

(7) Eine Aussprache über Anfragen findet nicht statt.

§ 13
Verhandlungsführung

(1) Die oder der Vorsitzende leitet die Verhandlung.

(2) Eine Kreistagsabgeordnete oder ein Kreistagsabge-
ordneter darf nach einer Wortmeldung nur das Wort
ergreifen, wenn die oder der Vorsitzende ihr bzw. ihm
das Wort erteilt hat. Das Wort wird nach der Reihenfolge
der Wortmeldungen erteilt. Melden sich mehrere
Kreistagsabgeordnete gleichzeitig zu Wort, so ent-
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scheidet die oder der Vorsitzende über die Reihenfolge.
Die Rednerin oder der Redner darf nur die zur Beratung
anstehende Sache erörtern.

(3) Antragstellerinnen und Antragstellern sowie
Berichterstatterinnen und Berichterstattern ist auf
Wunsch zum Schluss der Beratung nochmals das Wort
zu erteilen.

(4) Die oder der Vorsitzende sorgt für die Einhaltung der
Geschäftsordnung. Sie bzw. er kann jederzeit hierzu das
Wort ergreifen. Will die oder der Vorsitzende einen Antrag
zur Sache stellen oder sich an der sachlichen Beratung
beteiligen, gibt sie bzw. er für diese Zeit den Vorsitz ab.
Das gilt nicht für sachliche Hinweise und Erläuterungen.

(5) Die Landrätin oder der Landrat kann auch außerhalb der
Rednerfolge das Wort ergreifen. Anderen Bediensteten
des Kreises wird das Wort nur erteilt, wenn die Landrätin
oder der Landrat zustimmt oder dies wünscht.

(6) Der Kreistag kann nach Aufruf und vor Beginn der
Beratung eines Tagesordnungspunktes auf Antrag
beschließen, die Dauer der Aussprache, die Redezeit
und die Zahl der Rednerinnen und Redner zu begrenzen.
Er kann ferner beschließen, dass das Wort nur einmal
erteilt wird.

(7) Werden von der Rednerin oder vom Redner Schriftsätze
verlesen, so sind diese für die Niederschrift zur Verfügung
zu stellen.

(8) Film- und Tonbandaufnahmen dürfen in der Sitzung nur
mit Genehmigung des Kreistages gemacht werden. Jede
Sitzungsteilnehmerin und jeder Sitzungsteilnehmer kann
der Aufzeichnung ihrer bzw. seiner Ausführungen
widersprechen. Über die Verwendung zu anderen als zu
Zwecken der Niederschrift beschließt ebenfalls der
Kreistag.

§ 14
Verletzung der Ordnung

(1) Wer von der Sache abschweift, kann von der oder dem
Vorsitzenden zur Sache und im Wiederholungsfall zur
Ordnung gerufen werden.

(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen
bedient, ist zur Ordnung zu rufen. Eine Aussprache über
die Berechtigung „Zur Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig.
Auf Antrag ist in der nächsten Sitzung ohne Aussprache
darüber abzustimmen, ob der Kreistag den Ordnungsruf
für gerechtfertigt hält.

(3) Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann die oder
der Vorsitzende der Rednerin oder dem Redner das Wort
entziehen. Einer Rednerin oder einem Redner, der bzw.
dem das Wort entzogen wurde, ist es zu diesem Tages-
ordnungspunkt nicht wieder zu erteilen.

(4) Bei grober Verletzung der Ordnung kann eine Kreistags-
abgeordnete oder ein Kreistagsabgeordneter durch
Beschluss des Kreistages von einer oder mehreren
Sitzungen oder durch die Landrätin oder den Landrat
von der laufenden Sitzung ausgeschlossen werden. Dem
Sitzungsausschluss soll ein dreimaliger Ordnungsruf der
oder des Vorsitzenden vorausgehen. Die oder der Ab-
geordnete soll beim dritten Ordnungsruf auf die Möglich-
keit des Ausschlusses hingewiesen werden.

(5) Durch Kreistagsbeschluss kann der oder dem Kreistags-

abgeordneten, die bzw. der die Ordnung grob verletzt,
ein Teil der Aufwandsentschädigung - im Einzelfall bis
zu 55,00  - entzogen werden.

(6) Als grobe Verletzung der Ordnung gelten insbesondere
eine fortdauernde Nichtbeachtung der Anordnungen der
oder des Vorsitzenden und sonstige schwere Störungen
des Sitzungsfriedens.

(7) Die Entscheidungen zu Abs. 4 und 5 sind dem Kreistags-
mitglied nachträglich schriftlich mitzuteilen.

§ 15
Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung

Entsteht im Kreistag störende Unruhe, so kann die oder der
Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder aufheben, wenn
auf andere Weise die Ordnung nicht wiederhergestellt werden
kann.
Kann sich die oder der Vorsitzende kein Gehör verschaffen,
so verlässt sie bzw. er ihren bzw. seinen Platz. Die Sitzung ist
dadurch unterbrochen.

§ 16
Persönliche Erklärungen

(1) Zur tatsächlichen Richtigstellung eigener Ausführungen
oder zur Zurückweisung von Angriffen gegen die eigene
Person soll das Wort außerhalb der Reihenfolge erteilt
werden.

(2) Die Redezeit soll in diesem Fall drei Minuten nicht
überschreiten.

§ 17
Anträge zur Geschäftsordnung und zum

Verfahrensablauf

(1) Zur Geschäftsordnung muss die oder der Vorsitzende
das Wort unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der
Wortmeldungen erteilen, höchstens jedoch zweimal einer
Rednerin oder einem Redner zum selben Gegenstand.
Die Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäfts-
mäßige Behandlung des zur Verhandlung stehenden
Gegenstandes beziehen. Die Redezeit soll dabei drei
Minuten nicht überschreiten. Bei Verstößen soll ihr bzw.
ihm das Wort entzogen werden.

(2) Anträge zur Geschäftsordnung und auf Übergang zur
Tagesordnung können außer der Reihe gestellt werden
und gehen allen anderen Anträgen vor. Sie bedürfen
keiner Begründung. Bei ausdrücklichem Widerspruch ist
vor der Abstimmung eine Rednerin oder ein Redner für
und eine Rednerin oder ein Redner gegen den Antrag
zu hören.

(3) Wird der Antrag auf Übergang zur Tagesordnung
angenommen, so gilt der Tagesordnungspunkt als
erledigt; § 11 (9) bleibt unberührt. Wird der Antrag
abgelehnt, so darf er im Laufe der weiteren Beratung
des Tagesordnungspunktes nicht wiederholt werden.

(4) In entsprechender Weise wird über Anträge auf Schluss
der Aussprache oder Schluss der Rednerliste
abgestimmt mit der Maßgabe, dass solche Anträge nur
von einer oder einem Kreistagsabgeordneten gestellt
werden können, die bzw. der noch nicht zur Sache
gesprochen hat; die oder der Vorsitzende hat zuvor die
Namen der Rednerinnen und Redner, die ums Wort
gebeten hatten, aber noch nicht zu Wort gekommen
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waren, zu verlesen.

(5) Vertagungsanträge sind wie Anträge auf Schluss der
Aussprache zu behandeln.

§ 18
Schluss der Aussprache

(1) Sind alle Wortmeldungen erledigt, so erklärt die oder
der Vorsitzende die Aussprache für beendet.

(2) Danach kann das Wort nur noch zur Geschäftsordnung
oder zur Abgabe persönlicher Erklärungen erteilt werden.

§ 19
Vertagung und Unterbrechung

Vor Erledigung der Tagesordnung kann die Sitzung nur vertagt
oder unterbrochen werden, wenn es der Kreistag auf Antrag
beschließt. § 15 bleibt unberührt.

§ 20
Abstimmung

(1) Über jede Vorlage und über jeden Antrag ist gesondert
abzustimmen.

(2) Jede oder jeder Kreistagsabgeordnete kann vor
Abstimmung über einen Beschlussvorschlag dessen
Teilung beantragen. Über die Teilung entscheidet der
Kreistag.

(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des
zu fassenden Beschlusses zu verlesen, so weit sie sich
nicht aus der Vorlage ergibt. Das gilt auch für
Geschäftsordnungsanträge. Die oder der Vorsitzende
stellt die Frage, über die abgestimmt werden soll, so,
dass sie mit ja oder nein beantwortet werden kann.

(4) Für Abstimmungen gilt folgende Reihenfolge:

a) Ergänzungen und Abänderungen der Tagesordnung
b) Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung
c) Aufhebung der Sitzung
d) Unterbrechung der Sitzung
e) Vertagung
f) Verweisung an einen Ausschuss
g) Schluss der Aussprache
h) Schluss der Rednerliste
i) Begrenzung der Zahl der Rednerinnen und Redner
j) Begrenzung der Worterteilung
k) Begrenzung der Dauer der Redezeit
l) Begrenzung der Dauer der Aussprache
m) zur Sache

(5) Bei mehreren Anträgen zur Sache wird über den
weitestgehenden Antrag zuerst, über einen Gegenantrag
oder einen Antrag auf Abänderung vor dem ursprüng-
lichen Antrag abgestimmt. Bestehen Zweifel darüber,
welcher Antrag der weitestgehende ist, so entscheidet
darüber die oder der Vorsitzende.

§ 21
Form der Abstimmung

(1) Die Beschlussfassung erfolgt offen durch Heben der
Hand, stillschweigende Zustimmung oder durch Erheben
von den Sitzen. Bestehen Unklarheiten oder verlangt es
eine Kreistagsabgeordnete oder ein Kreistagsab-
geordneter, so ist zu zählen.

(2) Geheim oder namentlich wird in den gesetzlich
vorgeschriebenen Fällen abgestimmt oder wenn ein
Fünftel der Kreistagsabgeordneten dies verlangt. Wird
sowohl geheime als auch namentliche Abstimmung
verlangt, hat der Antrag auf geheime Abstimmung
Vorrang.

(3) Geheim wird durch Abgabe von Stimmzetteln
abgestimmt.

(4) Namentlich muss abgestimmt werden, wenn die oder
der Vorsitzende darauf aufmerksam macht, dass dem
Kreis infolge des Beschlusses ein Schaden entstehen
kann.

(5) Namentliche Abstimmung geschieht durch Aufruf einer
oder eines jeden Kreistagsabgeordneten und Abgabe der
Stimme zur Niederschrift.

(6) Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

§ 22
Wahlen

(1) Wahlen werden, soweit gesetzlich nichts anderes
vorgeschrieben ist, durch offene Abstimmung vollzogen.

(2) Auf Verlangen einer oder eines Kreistagsabgeordneten
muss die Wahl in geheimer Abstimmung durch Abgabe
von Stimmzetteln erfolgen (§ 35 Abs. 2 KrO).

(3) Für die Wiederwahl von kommunalen Wahlbeamtinnen
und kommunalen Wahlbeamten gelten die Abs. 1 und 2.

§ 23
Feststellung und Verkündung des Abstimmungs- und

Wahlergebnisses

(1) Die oder der Vorsitzende stellt das Ergebnis der
Abstimmung fest und gibt es anschließend bekannt.

(2) Zweifel an der Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses
können nur sofort nach seiner Verkündung geltend
gemacht werden; die Abstimmung muss sodann
unverzüglich wiederholt werden.

(3) Bei Beschlüssen, die mit der Mehrheit der gesetzlichen
Mitgliederzahl, mit der Mehrheit von 2/3 der gesetzlichen
Mitgliederzahl oder einstimmig zu fassen sind, hat die
oder der Vorsitzende durch ausdrückliche Erklärung
festzustellen, ob diese Mehrheit dem Antrag zugestimmt
hat.

(4) Jede oder jeder Kreistagsabgeordnete kann verlangen,
dass ihre bzw. seine von der Mehrheit abweichende
Stimme oder ihre bzw. seine Stimmenthaltung in der
Niederschrift besonders vermerkt wird.

(5) Bei Abstimmungen und Wahlen durch Stimmzettel gilt
folgendes:

a) Stimmzettel sind insbesondere ungültig:

aa) wenn sie bei einer Wahl Namen nicht
wählbarer Personen aufweisen,

bb) wenn sie unleserlich sind,
cc) wenn sie mehrdeutig sind,
dd) wenn sie Zusätze enthalten,
ee) wenn sie durchgestrichen sind.

b) Stimmenthaltung ist insbesondere gegeben:
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aa) wenn der Stimmzettel unbeschriftet ist,
bb) wenn auf dem Stimmzettel durch das

Wort „Stimmenthaltung“ oder in ähnlicher
Weise unzweifelhaft die Stimmenthaltung
zum Ausdruck gebracht ist,

cc) wenn ein Stimmzettel überhaupt nicht
abgegeben wird.

c) Die Stimmzettel werden durch mindestens zwei
Kreistagsabgeordnete verschiedener Fraktionen
ausgezählt, die das Ergebnis der oder dem
Vorsitzenden mitteilen.

d) Bei Losentscheid wird das Los von der
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden gezogen.

§ 24
Sitzungs- und Beschlussniederschrift

(1) Über jede Sitzung des Kreistags ist eine Niederschrift
aufzunehmen. Diese wird von der Landrätin oder vom
Landrat und der Schriftführerin oder dem Schriftführer
unterzeichnet.

(2) Die Niederschrift muss enthalten:

a) Tag, Ort, Beginn, Dauer einer Unterbrechung und
Ende der Sitzung,

b) die Namen der an der Sitzung Beteiligten,
c) auf Verlangen einer oder eines Kreistagsabge-

ordneten die Tagesordnungspunkte, bei deren
Behandlung sie bzw. er an Abstimmung oder
Wahlen nicht teilgenommen hat,

d) die Tagesordnungspunkte und Anträge, die zur
Abstimmung gestellt wurden, den Wortlaut der
Beschlüsse und die Ergebnisse der Wahlen,

e) die Kreistagsabgeordneten, die gem. § 28 Abs. 2
und § 36 KrO an der Beratung und Entscheidung
nicht teilgenommen haben,

f) bei Abstimmung und Wahlen:
aa) das Abstimmungsergebnis,
bb) auf Verlangen eines Kreistagsmitgliedes das

Stimmenverhältnis einschließlich der Stimm-
enthaltungen und der Gegenstimmen,

cc) bei namentlicher Abstimmung, wie jedes
Kreistagsmitglied gestimmt hat,

dd) bei Wahlen durch Stimmzettel die Zahl der
Stimmen für die einzelnen Bewerberinnen und
Bewerber,

ee) bei Losentscheid die Beschreibung des
Losverfahrens,

g) den wesentlichen Inhalt der Antwort auf Anfragen,
soweit die Antwort nicht schriftlich vorliegt,

h) die Ordnungsmaßnahmen.

(3) Die Niederschrift ist allen Kreistagsabgeordneten, den
Fraktionen und der Landrätin oder dem Landrat
zuzuleiten.

(4) Werden gegen die Niederschrift innerhalb von zwei
Wochen nach dem Tage der Absendung keine Ein-
wendungen erhoben, gilt sie als anerkannt.

(5) Einwendungen gegen die Niederschrift sind der Schrift-
führerin oder dem Schriftführer schriftlich zuzuleiten. Sind
Einwendungen nicht durch Erklärung der Schriftführerin
oder des Schriftführers oder durch eine Berichtigung des
Protokolls, die der Unterschrift der in Abs. 1 genannten
Personen bedarf, zu beheben, so entscheidet der
Kreistag in der nächsten Sitzung, ob und in welcher

Weise die Niederschrift zu berichtigen ist.

§ 25
Schriftführung

Die Schriftführerin oder der Schriftführer sowie deren bzw.
dessen Stellvertretung werden vom Kreistag für die Dauer
seiner Wahlzeit bestellt.

§ 26
Pflicht zur Verschwiegenheit

Die in nichtöffentlicher Sitzung geführten Verhandlungen sind
vertraulich, über sie ist Verschwiegenheit zu bewahren, soweit
nicht durch Beschluss des Kreistages etwas anderes bestimmt
wird.

§ 27
Ausschüsse

(1) Auf die Sitzungen des Kreisausschusses und der
sonstigen Ausschüsse des Kreistages findet auf Grund
von § 3 der Hauptsatzung, soweit nicht besondere
Vorschriften etwas anderes bestimmen, die Vorschriften
dieser Geschäftsordnung mit folgender Maßgabe
entsprechend Anwendung:

a) Die Ausschüsse werden von ihrer oder ihrem
Vorsitzenden, im Falle der Verhinderung von den
stellvertretenden Vorsitzenden einberufen. Ist auf
Grund der gesetzlichen Bestimmungen abweichend
von § 41 Abs. 7 KrO die Wahl einer oder eines
Ausschuss-vorsitzenden erforderlich, so leitet diese
Wahl die oder der Altersvorsitzende. Die erste
Sitzung dieser Ausschüsse beruft die Landrätin oder
der Landrat ein.

b) Über Zeit und Ort der Ausschusssitzungen sowie
die Tagesordnung ist die Öffentlichkeit vorher in
geeigneter Weise von der Landrätin oder vom
Landrat zu unterrichten. Eine öffentliche
Bekanntmachung ist nicht erforderlich.

c) Die Tagesordnung der Ausschusssitzungen setzt die
oder der Vorsitzende des Ausschusses nach
Benehmen mit der Landrätin oder dem Landrat fest.

d) Ist ein Ausschussmitglied verhindert, an der Sitzung
teilzunehmen, so hat es d a s
vertretungsberechtigte Mitglied zu benachrichtigen
und ihm bei Bedarf die Unterlagen zu übermitteln.
Stattdessen kann es auch die Fraktion oder die
Landrätin oder den Landrat bitten, die Vertreterin
oder den Vertreter zu benachrichtigen und die
Unterlagen weiterzugeben.

e) Durch Ausschussbeschluss kann einem
Ausschussmitglied, das nicht Kreistagsabgeordnete
oder Kreistagsabgeordneter ist, das Sitzungsgeld
bei grober Verletzung der Ordnung ganz oder
teilweise entzogen werden.

(2) Die Öffentlichkeit ist unbeschadet von § 33 (2) Satz 3 ff.
KrO ausgeschlossen bei Behandlung von

a) Vergaben von Aufträgen für Lieferungen und
Leistungen,

b) Verträgen oder Verhandlungen mit Dritten und von
sonstigen Angelegenheiten, wenn jeweils eine
vertrauliche Behandlung im Interesse des Kreises
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geboten erscheint,
c) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung, soweit sie

im Rechnungsprüfungsausschuss und im
Kreisausschuss behandelt werden,

d) Stundung, Niederschlagung und Erlass von
Forderungen.

(3) Die Ausschüsse sind berechtigt, zu ihren Sitzungen
Sachverständige oder Betroffene hinzuzuziehen.
Betroffene haben bei nicht öffentlichen Sitzungen bei der
Beratung und Beschlussfassung den Sitzungsraum zu
verlassen.

(4) Die Niederschrift ist jedem Ausschussmitglied, dessen
Stellvertretung im Vertretungsfall, der Landrätin oder dem
Landrat, den Fraktionsvorsitzenden und den
Geschäftsstellen der Fraktionen zuzuleiten.

§ 28
Fristen

Die Fristen werden nach den §§ 187 und 188 BGB berechnet.
Soweit in dieser Geschäftsordnung nicht besondere Fristen
genannt sind, zählen die Tage nicht mit, an denen die
Kreisverwaltung geschlossen ist.

§ 29
Anträge und Vorlagen auf Änderung der

Geschäftsordnung

(1) Einzelne Bestimmungen dieser Geschäftsordnung
können, soweit sie nicht gesetzlich oder in der
Hauptsatzung verankert sind, für die Dauer einer Sitzung
durch einstimmigen Beschluss außer Anwendung
gesetzt werden.

(2) Anträge und Vorlagen auf Änderung der Geschäfts-
ordnung sind dem Kreistag bekannt zu geben und
alsdann bis zur nächsten Sitzung zu vertagen.

§ 30
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am 01.11.2003 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 11.06.1999 außer
Kraft.

41747 Viersen, den 17.10.2003

In Vertretung
gez. Frentzen
Kreisdirektor

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 523

Bekanntmachung
 der Gemeinde Brüggen

27. Änderung des Flächennutzungsplanes Durchfüh-
rung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung gemäß § 3
Abs. 1 BauGB

Für die 27. Änderung des Flächennutzungsplanes der
Gemeinde Brüggen wird die frühzeitige Bürgerbeteili-
gung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) durch-
geführt.

Wesentliches Ziel der Änderung ist die Anpassung der
gewerblichen Bauflächen südlich des Holtweges an den
Verlauf der Bundesstraße 221. Darüber hinaus wird die
Abgrenzung zwischen dem Gewerbegebiet Holtweg und
den Wohnbauflächen westlich der Brüggener Straße an
das vorhandene Planungsrecht angepasst. Südlich der
Solferinostraße werden die Wohnbauflächen außerdem
so verschoben, dass entlang der Brüggener Straße eine
Straßenrandbebauung entwickelt werden kann. Umfang-
reiche Grünflächendarstellungen zwischen dem Gewer-
begebiet Holtweg und dem Wohngebiet Angenthoer
sowie entlang der B 221 runden die Änderungsplanung
ab. Der von der Planung insgesamt betroffene räumli-
che Geltungsbereich ist aus dem nachstehend abge-
druckten Kartenausschnitt ersichtlich.

Während der frühzeitigen Bürgerbeteiligung werden die
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtli-
chen Auswirkungen der Änderungsplanung dargelegt
und erläutert. Dabei wird auch Gelegenheit zur Erörte-
rung und Äußerung gegeben.

Zu diesem Zweck besteht in der Zeit vom 31.10.2003
bis einschließlich 01.12.2003 für alle interessierten Bür-
ger Gelegenheit, die Entwurfsunterlagen beim Bauamt
der Gemeinde Brüggen, Rathaus Brüggen, Zimmer 307
(Anbau), Klosterstraße 38, während der nachstehenden
Dienststunden einzusehen:

montags bis freitags von 7.00 bis 12.30 Uhr und
von 13.15 bis 16.00 Uhr

außer freitags nachmittags.
Am Montag, den 03.11.2003 wird darüber hinaus die
Möglichkeit gegeben, die Entwurfsunterlagen bis 19.00
Uhr beim Bauamt der Gemeindeverwaltung einzusehen
und zu erörtern.

Äußerungen zur Planung können während der Beteili-
gungsfrist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei
der oben genannten Dienstsstelle vorgebracht werden.
Mit Ablauf des 01.12.2003 ist die frühzeitige Bürgerbe-
teiligung für die 27. Änderung des Flächennutzungspla-
nes abgeschlossen.

Brüggen, den 17.10.2003

gez. Gottwald
Bürgermeister
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Bekanntmachung
der Gemeinde Brüggen

51. Änderung des Flächennutzungsplanes Durchführung
der frühzeitigen Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1
BauGB
Für die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemein-
de Brüggen wird die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 529

Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt.

Ziel der Änderung ist die teilweise Umwandlung der für das
Altenheim Brüggen-Bracht dargestellten Gemeindebedarfsflä-
che in eine Wohnbaufläche im Ortsteil Bracht. Der von der
Änderungsplanung betroffene räumliche Geltungsbereich ist
aus dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt ersicht-
lich.

Während der frühzeitigen Bürgerbeteiligung werden die all-
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gemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Änderungsplanung dargelegt und erläutert.
Dabei wird auch Gelegenheit zur Erörterung und Äußerung
gegeben.

Zu diesem Zweck besteht in der Zeit vom 31.10.2003 bis ein-
schließlich 01.12.2003 für alle interessierten Bürger Gelegen-
heit, die Entwurfsunterlagen beim Bauamt der Gemeinde
Brüggen, Rathaus Brüggen, Zimmer 307 (Anbau), Klosterstra-
ße 38, während der nachstehenden Dienststunden einzuse-
hen:

montags bis freitags von 7.00 bis 12.30 Uhr und von
13.15 bis 16.00 Uhr

außer freitags nachmittags.

Am Montag, den 03.11.2003 wird darüber hinaus die Mög-
lichkeit gegeben, die Entwurfsunterlagen bis 19.00 Uhr beim
Bauamt der Gemeindeverwaltung einzusehen und zu erörtern.

Äußerungen zur Planung können während der Beteiligungs-
frist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der oben
genannten Dienstsstelle vorgebracht werden. Mit Ablauf des
01.12.2003 ist die frühzeitige Bürgerbeteiligung für die 51. Än-
derung des Flächennutzungsplanes abgeschlossen.

Brüggen, den 17.10.2003

gez. Gottwald
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie.  2003, S. 530

Bekanntmachung
der Gemeinde Brüggen

6. Änderung des Bebauungsplanes Brü/2 „Herrenland -
Schindheide“ (Überarbeitung) Durchführung der frühzei-
tigen Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB

Für die 6. Änderung des Bebauungsplanes Brü/2 „Herrenland
- Schindheide“ (Überarbeitung) wird die frühzeitige Bürgerbe-
teiligung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) durch-
geführt.

Ziel der 6. Änderung ist es, im rückwärtigen Bereich der Grund-
stücke zwischen dem Starenweg und dem Schwalbenweg
zusätzliche überbaubare Flächen für eine vom Schwalben-
weg aus zu erschließende Wohnbebauung festzusetzen. Au-
ßerdem werden die Straßenbegrenzungslinien für den Schwal-
benweg und die östliche Seite des Lerchenweges neu festge-
setzt. Der von der 6. Änderung betroffene räumliche Geltungs-
bereich ist aus dem nachstehend abgedruckten Kartenaus-
schnitt ersichtlich.

Während der frühzeitigen Bürgerbeteiligung werden die all-
gemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Änderungsplanung dargelegt und erläutert.
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Bekanntmachung
der Gemeinde Brüggen

6. Änderung des Bebauungsplanes Brü/8 g „Ortskern -
Alter Postweg“ Durchführung der frühzeitigen Bürgerbe-
teiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB

Für die 6. Änderung des Bebauungsplanes Brü/8 g „Ortskern
- Alter Postweg“ wird die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß
§ 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt.

Ziel der Änderung ist es, die für das Flächendreieck zwischen

Dabei wird auch Gelegenheit zur Erörterung und Äußerung
gegeben.

Zu diesem Zweck besteht in der Zeit vom 31.10.2003 bis ein-
schließlich 01.12.2003 für alle interessierten Bürger Gelegen-
heit, die Entwurfsunterlagen beim Bauamt der Gemeinde
Brüggen, Rathaus Brüggen, Zimmer 307 (Anbau), Klosterstra-
ße 38, während der nachstehenden Dienststunden einzuse-
hen:

montags bis freitags von 7.00 bis 12.30 Uhr und von
13.15 bis 16.00 Uhr

außer freitags nachmittags.

Am Montag, den 03.11.2003 wird darüber hinaus die Mög-
lichkeit gegeben, die Entwurfsunterlagen bis 19.00 Uhr beim
Bauamt der Gemeindeverwaltung einzusehen und zu erörtern.

Äußerungen zur Planung können während der Beteiligungs-
frist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der oben
genannten Dienststelle vorgebracht werden. Mit  Ablauf des
01.12.2003 ist die frühzeitige Bürgerbeteiligung für die 6. Än-
derung des Bebauungsplanes Brü/2 "Herrenland - Schindhei-
de" (Überarbeitung) abgeschlossen.

Brüggen, den 17.10.2003

gez. Gottwald
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 531

der Borner Straße, dem Alten Postweg und der Bergstraße
festgesetzten überbaubaren Flächen dem baulichen Bestand
anzupassen und angemessen zu erweitern. Außerdem wer-
den im Innenbereich die Zulässigkeitsvoraussetzungen für die
Errichtung einer Tiefgarage geschaffen. Der von der 6. Ände-
rung betroffene räumliche Geltungsbereich ist aus dem nach-
stehend abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich.

Während der frühzeitigen Bürgerbeteiligung werden die all-
gemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Änderungsplanung dargelegt und erläutert.
Dabei wird auch Gelegenheit zur Erörterung und Äußerung
gegeben.
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Zu diesem Zweck besteht in der Zeit vom 31.10.2003 bis ein-
schließlich 01.12.2003 für alle interessierten Bürger Gelegen-
heit, die Entwurfsunterlagen beim Bauamt der Gemeinde
Brüggen, Rathaus Brüggen, Zimmer 307 (Anbau), Klosterstra-
ße 38, während der nachstehenden Dienststunden einzuse-
hen:

montags bis freitags von 7.00 bis 12.30 Uhr und von
13.15 bis 16.00 Uhr

außer freitags nachmittags.

Am Montag, den 03.11.2003 wird darüber hinaus die Mög-
lichkeit gegeben, die Entwurfsunterlagen bis 19.00 Uhr beim

Bauamt der Gemeindeverwaltung einzusehen und zu erörtern.

Äußerungen zur Planung können während der Beteiligungs-
frist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der oben
genannten Dienstsstelle vorgebracht werden. Mit Ablauf des
01.12.2003 ist die frühzeitige Bürgerbeteiligung für die 6. Än-
derung des Bebauungsplanes Brü/8 g „Ortskern - Alter Post-
weg“ abgeschlossen.

Brüggen, den 17.10.2003

gez. Gottwald
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 532

Bekanntmachung
der Gemeinde Brüggen

4. Änderung des Bebauungsplanes Brü/15 A „Gewerbe-
gebiet Weihersfeld - Ost“
Durchführung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB

Für die 4. Änderung des Bebauungsplanes Brü/15 A „Gewer-
begebiet Weihersfeld - Ost“ wird die frühzeitige Bürgerbeteili-
gung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) durchge-
führt.

Ziel der 4. Änderung ist es, die Gliederung des Gewerbege-

bietes hinsichtlich der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrie-
ben zu verändern und dabei die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Errichtung eines kleinflächigen Lebensmit-
tel-Verbrauchermarktes an der Borner Straße zu schaffen. Der
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Brü/15 A „Gewerbe-
gebiet Weihersfeld - Ost“ ist aus dem nachstehend abgedruck-
ten Kartenausschnitt ersichtlich.

Während der frühzeitigen Bürgerbeteiligung werden die allge-
meinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen Auswir-
kungen der Änderungsplanung dargelegt und erläutert. Dabei
wird auch Gelegenheit zur Erörterung und Äußerung gegeben.

Zu diesem Zweck besteht in der Zeit vom 31.10.2003 bis ein-
schließlich 01.12.2003 für alle interessierten Bürger Gelegen-
heit, die Entwurfsunterlagen beim Bauamt der Gemeinde
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Bekanntmachung
der Gemeinde Brüggen

Genehmigung und Rechtswirksamkeit der 44. Änderung
des Flächennutzungsplanes

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die 44. Änderung des
Flächennutzungsplanes der Gemeinde Brüggen wie folgt ge-

Brüggen, Rathaus Brüggen, Zimmer 307 (Anbau), Klosterstra-
ße 38, während der nachstehenden Dienststunden einzuse-
hen:

montags bis freitags von 7.00 bis 12.30 Uhr und von
13.15 bis 16.00 Uhr

außer freitags nachmittags.

Am Montag, den 03.11.2003 wird darüber hinaus die Mög-
lichkeit gegeben, die Entwurfsunterlagen bis 19.00 Uhr beim
Bauamt der Gemeindeverwaltung einzusehen und zu erörtern.

Äußerungen zur Planung können während der Beteiligungs-
frist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der oben
genannten Dienstsstelle vorgebracht werden. Mit Ablauf des
01.12.2003 ist die frühzeitige Bürgerbeteiligung für die 4. Än-
derung des Bebauungsplanes Brü/15 A „Gewerbegebiet Wei-
hersfeld - Ost“ abgeschlossen.

Brüggen, den 17.10.2003
gez. Gottwald
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 533

nehmigt:

„Genehmigung

Gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich
die vom Rat der Gemeinde Brüggen am 25.02.2003 beschlos-
sene 44. Änderung des Flächennutzungsplanes.

Düsseldorf, den 06. August 2003
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len beim Zustandekommen der 44. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes kann nach Ablauf eines Jahres seit
der Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Flächennutzungsplanänderung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde Brüggen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Brüggen, den 05.09.2003

gez. Gottwald
Bürgermeister

Bezirksregierung Düsseldorf
Az.: 35.2 - 11.24 (Brüggen 44. Ä.) 03

Im Auftrag
gez. Klein Wiehle“

Gegenstand der 44. Änderung ist die Darstellung von Kon-
zentrationszonen für Windenergieanlagen. Die Änderung
umfasst zwei räumlich voneinander getrennte Bereiche, die
aus den nachstehend abgedruckten Kartenausschnitten er-
sichtlich sind.

Die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit dem
dazugehörigen Erläuterungsbericht ab sofort beim Planungs-
amt der Gemeinde Brüggen im Rathaus Brüggen, Klosterstra-
ße 38, Zimmer 307 (Anbau), während der Dienststunden zu
jedermanns Einsichtnahme bereitgehalten. Über den Inhalt
der Änderung und des Erläuterungsberichts wird auf Verlan-
gen Auskunft erteilt.

Mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtsblattes für den
Kreis Viersen, in dem diese Bekanntmachung veröffentlicht
wird, wird die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes ge-
mäß § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch rechtswirksam.

Bekanntmachungsanordnung

Die von der Bezirksregierung Düsseldorf am 06.08.2003 er-
teilte Genehmigung der 44. Änderung des Flächennutzungs-
planes, Ort und Zeit, in der die Änderungsplanung zur Ein-
sichtnahme bereitgehalten wird, sowie die aufgrund des Bau-
gesetzbuches und der Gemeindeordnung erforderlichen Hin-
weise werden hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 6 Abs. 5
Baugesetzbuch in Verbindung mit § 13 der Hauptsatzung der
Gemeinde Brüggen vom 13. Dezember 2000.

Hinweise:

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie
Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit
des Anspruchs dadurch herbeiführen, daß er die Leis-
tung der Entschädigung schrift l ich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in §
44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs her-
beigeführt wird.

2. Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hin-
gewiesen. Danach ist eine Verletzung der in § 214 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften unbeachtlich, wenn sie nicht in-
nerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Gemeinde Brüggen geltend gemacht
worden ist. Mängel der Abwägung sind ebenfalls
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von sieben Jah-
ren seit dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemein-
de Brüggen geltend gemacht worden sind. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen
soll, ist darzulegen.

3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
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Bekanntmachung
der Gemeinde Grefrath

5. Änderungssatzung vom 13.10.2003 zur Satzung über
die Entsorgung von Abfall - Abfallentsorgungssatzung –
der Gemeinde Grefrath vom 15.12.1992

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW., S. 666), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29.04.2003 (GV. NRW., S. 254),der §§ 8 und 9
des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG
NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert durch Gesetz vom
25.09.2001 (GV. NRW, S. 708, 731), des Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetzes (KrW-/ AbfG) vom 27. September 1994
(BGBl. I S. 2705 ff.), zuletzt geändert durch Art. 57 Siebte Zu-
ständigkeits-Verordnung vom 29.10.2001 (BGBl. I S. 2785), §
7 der Gewerbeabfall-Verordnung vom 19.06.2002 (BGBl. I  S.
1938 ff.) sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar
1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom
13.12.2001 (BGBl. I S. 3574) hat der Rat der Gemeinde
Grefrath in seiner Sitzung vom 13.10.2003 folgende Satzung
beschlossen:

§ 1

§ 2  erhält folgende neue Fassung:

Ausgeschlossene Abfälle

(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde
sind gemäß § 15 Abs. 3 KrW-/ AbfG mit Zustimmung der
zuständigen Behörde ausgeschlossen:

1. Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach
§ 24 KrW-/AbfG einer Rücknahmepflicht unterlie-
gen, bei denen entsprechende Rücknahmevorrich-
tungen tatsächlich zur Verfügung stehen und bei
denen die Gemeinde nicht durch Erfassung als ihr
übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt
(§ 15 Abs. 3 Satz 1 KrW- /AbfG).

2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbe-
reichen als privaten Haushaltungen, insbesondere
aus Industrie- und Gewerbebetrieben, soweit die-
se nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit
den in Haushaltungen anfallenden Abfällen einge-
sammelt, befördert oder beseitigt werden können
oder die Sicherheit der umweltverträglichen Besei-
tigung im Einklang mit den Abfallwirtschaftsplänen
des Landes durch einen anderen Entsorgungsträ-
ger oder Dritten gewährleistet ist (§ 15 Abs. 3 Satz
2 KrW-/AbfG). Diese Abfälle sind in dem Verzeich-
nis zu dieser Satzung aufgeführt; das Verzeichnis
ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Die Gemeinde kann den Ausschluss von der Entsorgung
mit Zustimmung der zuständigen Behörde widerrufen,
wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht
mehr vorliegen (§ 15 Abs. 3 Satz 3 KrW-/AbfG).

(3) Vom Einsammeln und Befördern sind Abfälle aus ande-
ren Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen aus-
geschlossen, soweit Dritten (§ 16 Abs. 2 KrW-/AbfG),
Verbänden (§ 17 Abs. 3 KrW-/AbfG) oder Einrichtungen
(§ 18 Abs. 2 KrW-/AbfG) Pflichten zur Entsorgung von
Abfällen übertragen worden sind.

§ 2

§ 4 erhält folgende neue Fassung:

Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde lie-
genden Grundstückes ist verpflichtet, sein Grundstück
an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung anzu-
schließen, wenn das Grundstück von privaten Haushal-
tungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschluss-
zwang). Der Eigentümer eines Grundstückes als
Anschlusspflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer (z.B.
Mieter, Pächter) auf einem an die kommunale Abfallent-
sorgung angeschlossenen Grundstücks ist verpflichtet,
im Rahmen der §§ 2 bis 3 die auf seinem Grundstück
oder sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung
und Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen
der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu über-
lassen (Benutzungszwang). Abfälle aus privaten Haus-
haltungen sind nach § 13 Abs. 1 Satz 1 KrW-/AbfG i. V.
m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushal-
tungen im Rahmen der privaten Lebensführung anfal-
len, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen
Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen ver-
gleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrich-
tungen des betreuten Wohnens.

(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger/Ab-
fallbesitzer auf Grundstücken, die nicht zu Wohnzwe-
cken, sondern anderweitig z. B. gewerblich / industriell
genutzt werden, haben gleichermaßen die Verpflichtun-
gen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfäl-
le zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 2.
Halbsatz KrW-/AbfG anfallen. Sie haben nach § 7 Satz
4 der Gewerbeabfall-Verordnung für gewerbliche Sied-
lungsabfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflicht-
Restmülltonne zu benutzen. Die Zuteilung des Gefäß-
volumens für die Pflicht-Restmülltonne erfolgt auf der
Grundlage der Maßgaben in § 15 dieser Satzung. Ge-
werbliche Siedlungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV,
Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als
privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Abfallver-
zeichnis-Verordnung aufgeführt sind, insbesondere ge-
werbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus pri-
vaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit und
Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle aus pri-
vaten und öffentlichen Einrichtungen.

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und
Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, die anderweitig
z.B. gewerblich/industriell und gleichzeitig von privaten
Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden (sog.
gemischt genutzte Grundstücke). Die Nutzung einer
gemeinsamen Restmülltonne durch die privaten Haus-
haltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerbli-
chen Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich.

§ 3

§ 5 erhält folgende neue Fassung:

Ausnahmen vom Benutzungszwang

Ein Benutzungszwang nach § 4 besteht nicht,

- soweit Abfälle gemäß § 2 Abs. 1 oder § 2 Abs. 3 dieser
Satzung von der kommunalen Abfallentsorgungseinrich-
tung ausgeschlossen sind;
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- soweit Dritten oder privaten Entsorgungsverbänden
Pflichten zur Verwertung oder Beseitigung von Abfällen
nach § 16 Abs. 2, 17 Abs. 3, 18 Abs. 3 KrW-/AbfG über-
tragen worden sind (§ 13 Abs. 2 KrW-/AbfG);

- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht
aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 24 KrW-/AbfG
unterliegen und die Gemeinde an deren Rücknahme
nicht mitwirkt (§ 13 Abs. 3 Nr. 1 KrW-/AbfG);

- soweit Abfälle, die nicht besonders überwachungsbedürf-
tig sind, durch gemeinnützige Sammlung einer ordnungs-
gemäßen schadlosen Verwertung zugeführt werden (§
13 Abs. 3 Nr. 2 KrW-/AbfG);

- soweit Abfälle, die nicht besonders überwachungsbedürf-
tig sind, durch gewerbliche Sammlungen einer ordnungs-
gemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden,
soweit dies der Gemeinde nachgewiesen worden ist und
nicht überwiegende öffentliche Interessen entgegenste-
hen (§ 13 Abs. 3 Nr. 3 KrW-/AbfG).

§ 4

§ 15 erhält folgende neue Fassung:

Einwohnergleichwerte

(1) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbe-
reichen als privaten Haushaltungen wird der Behälter-
bedarf für Abfälle zur Beseitigung unter Zugrundelegung
von Einwohnergleichwerten ermittelt. Je Einwohner-
gleichwert wird ein Mindest-Gefäßvolumen von 15 Li-
tern pro Woche zur Verfügung gestellt.

Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Abfallerzeu-
ger/Abfallbesitzer nachgewiesener Nutzung von Vermei-
dungs- und Verwertungsmöglichkeiten, ein geringeres
Mindest-Gefäßvolumen zugelassen werden. Die Ge-
meinde legt aufgrund der vorgelegten Nachweise und
ggf. eigenen Ermittlungen/Erkenntnissen das zur Ge-
währleistung einer ordnungsgemäßen Entsorgung erfor-
derliche Behältervolumen fest.

Einwohnergleichwerte werden nach folgender Regelung
festgestellt:

Unternehmen/Institution je Platz/Beschäftigten/Bett Einwohnergleichwert

a) Krankenhäuser, Kliniken 
und ähnl. Einrichtungen je Platz 1

b) öffentl. Verwaltungen, 
Geldinstitute, Verbände, 
Krankenkassen, 
Versicherungen, 
selbständig Tätige der
freien Berufe, 
selbständige 
Handels-, Industrie- und 
Versicherungsvertreter je 3 Beschäftigte 1

c) Schulen, Kindergärten je 10 Schüler/Kind 1

d) Speisewirtschaften, 
Imbissstuben je Beschäftigten 4

e) Gaststättenbetriebe, die 
 nur als Schankwirtschaft 
konzessioniert sind,
Eisdielen je Beschäftigten 2

f) Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1

g) Lebensmitteleinzel- und 
Großhandel je Beschäftigten 2

h) sonstiger Einzel- u. 
Großhandel je Beschäftigten 0,5

i) Industrie, Handwerk u. 
übrige Gewerbe je Beschäftigten 0,5
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(2) Beschäftigte im Sinne des § 11 Abs. 3 sind alle in einem
Betrieb Tätige (z.B. Arbeitnehmer, Unternehmer, mithel-
fende Familienangehörige, Auszubildende) einschließ-
lich Zeitarbeitskräfte. Halbtags-Beschäftigte werden zu
½ bei der Veranlagung berücksichtigt. Beschäftigte, die
weniger als die Hälfte der branchenüblichen Arbeitszeit
beschäftigt sind, werden bei der Veranlagung zu ¼ be-
rücksichtigt.
Bei Teilen von Einwohnergleichwerten wird auf den
nächst darunterliegenden Wert abgerundet.

(3) Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten Haus-
haltungen und Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen
anfallen, die gemeinsam in einem Restmüllgefäß gesam-
melt werden können, wird das sich nach § 15 Abs. 1
berechnete Behältervolumen zu dem nach § 7 Abs. 1
zur Verfügung zu stellende Behältervolumen hinzuge-
rechnet.

(4) Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungstermi-
nen festgestellt, dass das bereitgestellte Mindest-Behäl-
tervolumen nicht ausreicht, so hat der Grundstücksei-
gentümer die Aufstellung eines Abfallgefäßes mit dem
nächst größeren Behältervolumen zu dulden (z.B. 120
Liter statt 90 Liter).

§ 5

§ 18 erhält folgende neue Fassung:

Auskunftspflicht, Betretungsrecht

(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte
oder der Abfallbesitzer/Abfallerzeuger sind verpflichtet,
alle erforderlichen Auskünfte für die Abfallentsorgung zu
erteilen. Hierzu gehört insbesondere die Mitteilung über
die Anzahl der Beschäftigten, ihre Arbeitszeiten, die An-
zahl der Betten in Kliniken und Beherbergungsunter-
nehmen.

(2) Den Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung, ob die
Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, ungehinder-
ter Zutritt zu Grundstücken zu gewähren, für die nach
dieser Satzung Anschluss- und Benutzungszwang be-
steht.

(3) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen.

(4) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Ge-
meinde ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.

§ 6

Die Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht
werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekanntgemacht worden,

Bekanntmachung
der Gemeinde Grefrath

Satzung der Gemeinde Grefrath vom 13. Oktober 2003
über die Gebührenerhebung für den umzulegenden Ge-
wässerunterhaltungsaufwand der Wasser- und Bodenver-
bände

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW.) vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.
666), in der zur Zeit gültigen Fassung, der §§ 87 – 92, 107
und 108 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (Landeswassergesetz – LWG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 925), in der
zur Zeit gültigen Fassung, sowie der §§ 2, 4, 6, 7 Abs. 1 und
12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW.) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S.
712), in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Ge-
meinde Grefrath in seiner Sitzung am 13.10.2003 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1
Gewässerunterhaltungsaufwand

(Ausbau, Unterhaltung, Hochwasserschutz)

(1) Im Gebiet der Gemeinde Grefrath obliegt der Ausbau,
die Unterhaltung und der Hochwasserschutz der fließen-
den Gewässer II. Ordnung den Wasser- und Bodenver-
bänden

(2) Niersverband
b) Wasser- und Bodenverband der Mittleren Niers
c) Netteverband.

(3) Die Gemeinde wird von den genannten Verbänden für
den entstehenden Aufwand nach Abs. 1 zu Beiträgen
herangezogen.

§ 2
Umlage der Beiträge

Die Gemeinde legt die nach § 1 zu zahlenden Beiträge als
Gebühren nach  §§ 6 und 7 KAG um.

§ 3
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig für den in § 1 genannten Aufwand sind
die Grundstückseigentümer für ihre Grundstücksflächen,
die in dem Bereich liegen, aus dem den zu unterhalten-
den Gewässerstrecken Wasser seitlich zufließt (seitli-
ches Einzugsgebiet).

c) der Bürgermeister hat den Beschluß der Satzung vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Grefrath, den 13.10.2003

Der Bürgermeister
gez. Kättner

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 538
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der Angaben erforderlich ist. Bei Grundstücken, für die
nachprüfbare Angaben nicht vorliegen, werden die Flä-
chen nach Abs. (1) b) geschätzt.
Ändern sich diese Flächen, so hat der Gebührenpflichti-
ge die neuen Flächengrößen binnen einen Monats nach
Änderung der Gemeinde anzuzeigen.

(4) Nach § 92 Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) ist bei
der Gebührenbemessung eine differenzierte Gewichtung
der Grundstücke in Bezug auf die unterschiedlichen
Wasserabflüsse vorzunehmen.

Es werden daher folgende Gewichtungsfaktoren festge-
setzt und zwar für

I. versiegelte Flächen, die am Kanal angeschlossen
sind Faktor 48,05 

II. versiegelte Flächen,
die nicht am Kanal
angeschlossen sind Faktor   8,88

III. nicht versiegelte Flächen Faktor   1,00
IV. bewaldete Flächen Faktor   0,33

§ 5
Gebührenhöhe

Die Höhe der Gebühren wird jährlich in der Satzung der Ge-
meinde Grefrath über die Gebührenhöhe für den umzulegen-
den Gewässerunterhaltungsaufwand der Wasser- und Boden-
verbände festgesetzt.

§ 6
Fälligkeit

(1) Die Gebühren werden für ein Kalenderjahr durch Ge-
bührenbescheid festgesetzt. Der Bescheid kann mit ei-
nem anderen Abgabenbescheid verbunden sein.

(2) Die Gebühren sind zu je ¼ des Jahresbetrages zum
15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. zu entrichten. Bis zur
Bekanntgabe eines neuen Bescheides sind die Gebüh-
ren über das Jahr hinaus an den gleichen Fälligkeitster-
minen unter Zugrundelegung des zuletzt festgesetzten
Jahresbetrages zu zahlen. Nachforderungen sind inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebühren-
bescheides zu entrichten.

§ 7
Begriff des Grundstückes

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der
Eintragung  im Liegenschaftskataster oder im Grundbuch je-
der zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige
wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grund-
stück mehrere zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen
bestimmte Gebäude, so können für jedes dieser Gebäude die
für die Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Sat-
zung angewandt werden; die Entscheidung hierüber trifft die
Gemeinde.

§ 8
Billigkeitsmaßnahmen

Für Billigkeitsmaßnahmen gilt die Abgabenordnung in Verbin-
dung mit § 12 KAG.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2004 in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Satzung über die Umlage des Aufwandes zur Gewässer-

Ein Grundstück kann zu mehreren seitlichen Einzugs-
gebieten gehören. Mehrere Gebührenpflichtige haften als
Gesamtschuldner.

(2) Die zu den jeweiligen Verbandsgebieten gehörenden
Flächen im Gemeindegebiet ergeben sich aus den Sat-
zungen der Verbände.

(3) Wechselt der Gebührenpflichtige, so sind sowohl der
bisherige als auch der neue Gebührenpflichtige verpflich-
tet, die Gemeinde unverzüglich zu benachrichtigen. Ein
Wechsel in der Gebührenpflicht wird zum Ersten des auf
den Übergang folgenden Monats wirksam. Zeigt der bis-
herige oder der neue Gebührenpflichtige den Wechsel
nicht an, so haften beide vom Zeitpunkt des Eigentums-
wechsels an als Gesamtschuldner bis zum Ende des
Kalenderjahres, in dem der Gemeinde die Rechtsände-
rung bekannt wird.

(4) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so
tritt an die Stelle des Grundstückseigentümers der Erb-
bauberechtigte.

(5) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung
der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen und
zu dulden, daß Beauftragte der Gemeinde die Grund-
stücke nach Vorankündigung betreten können, um die
Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprü-
fen.

(6) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der
Gebühr, so mindert oder erhöht sich die Gebühr zum
Ersten des auf die Änderung folgenden Monats.

§ 4
Gebührenmaßstab

(1) Die Gebühr bemißt sich nach

a) der Lage des Grundstückes im seitlichen Einzugs-
bereich der einzelnen Wasser- und Bodenverbän-
de. Gehören Grundstücksflächen mehreren Ein-
zugsbereichen an, so werden die Gebühren für je-
den Einzugsbereich erhoben.

b) der Größe der
I. versiegelten Flächen, die am Kanal angeschlos-

sen sind
II.  versiegelten Flächen, die nicht am Kanal an

geschlossen sind
III. nicht versiegelten Flächen
IV. bewaldeten Flächen
eines Grundstückes gemessen in ar.

(2) Als versiegelt gelten Flächen, soweit sie bebaut, über-
dacht oder mit Beton, Asphalt, Pflastersteinen, Klinker,
Plattierungen, Fliesen oder ähnlichen Materialien befes-
tigt sind, die eine Versickerung von Niederschlagwas-
ser verhindern. Mit Rasengittersteinen oder ähnlichen
Materialien befestigte Flächen gelten als unbefestigt,
soweit der Fugenanteil mehr als 50 v.H. beträgt.
Als bewaldet gelten Flächen, soweit sie im amtlichen
Liegenschaftskataster des Kreises Viersen als Waldflä-
chen ausgewiesen sind.

(3) Die Flächengrößen gem. Abs. (1) b) werden grundsätz-
lich im Wege der Selbstauskunft der Gebührenpflichti-
gen ermittelt. Hierzu ist von diesen ein  Erklärungsbo-
gen vorzulegen. Die Gemeinde kann die Vorlage weite-
rer Unterlagen fordern, sofern dies für die Überprüfung
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Bekanntmachung
der Stadt Nettetal

über die Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung
der Stadt Nettetal für die Haushaltsjahre 2003/2004

Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Nettetal für die
Haushaltsjahre 2003/2004 mit den dazugehörigen Anlagen
liegt gemäß § 79 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein - Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. 07. 1994 (GV NRW S. 666, SGV NRW
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.04.2003 (GV

Bekanntmachung
der Stadt Nettetal

Eintragung in die Denkmalliste

Hiermit wird gemäß § 3 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG)
vom 11.03.1980 (GV. NRW S. 226) in der derzeit gültigen
Fassung in Verbindung mit § 41 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)
vom 21.12.1976 (GV. NRW. S. 348) in der derzeit gültigen
Fassung bekannt gemacht, dass das nachfolgend aufgeführ-
te Baudenkmal in die Denkmalliste eingetragen wurde:

Kurzbezeichnung des Denkmals:

Thöneshof (Sassenfeld 198)

Lagemäßige Bezeichnung des Denkmals:

Sassenfeld 198, 41334 Nettetal
(Gemarkung Lobberich, Flur 50, Flurstück 63)

Darstellung der wesentlichen charakteristischen Merkmale
des Denkmals:

Mehrteilige Backsteinhofanlage aus Wohnhaus, Scheune, Tor-
haus und Stallgebäuden, die sich zu einem überwiegend ge-
schlossenen Komplex zusammenfügen; zweigeschossiges
Wohnhaus zu 4:2 Achsen mit Satteldach sowie Schweinestall
aus 1913, Torhaus und Scheune älter (19. Jahrhundert; an
der Scheune ein Schlussstein mit Datum 1868; Scheunenan-
bau 1927); ein älteres Wohnstallhaus wurde von neuen Wohn-
haus ersetzt, Stalltrakt und ein geringer Teil des Wohnteils
sind aber noch erhalten.
Die Gebäude sind außen und innen bis auf die modernisier-
ten Fenster des Wohnhauses in anschaulicher Geschlossen-
heit in bauzeitlichem Zustand erhalten (Wohnhaus v.a. Grund-
riss, Fliesen- und Dielenböden, Treppen, Türen); charakteris-
tische landwirtschaftliche Funktionen der einzelnen Gebäude
sind anhand Baukörperproportionen und -gestaltungen (v.a.
geringe Belichtungsöffnungen an Wirtschaftsgebäuden) ab-
lesbar, die kulturlandschaftliche Einbindung mit Garten-/ Wie-

unterhaltung und des Gewässerausbaues vom 12.12.2000,
in der zur Zeit gültigen Fassung, außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann,
es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluß der Satzung vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Grefrath, den 13. Oktober 2003

Der Bürgermeister
gez. Kättner

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 540

Bekanntmachung
der Stadt Kempen

Die an Herrn Michael Hoffmann, geb. 22.04.1967, gerichtete
Übergangsmitteilung nach § 7 des Unterhaltsvorschussgeset-
zes (UVG) vom 16.10.2003 kann nicht zugestellt werden, da
der Aufenthalt nicht ermittelt werden kann. Die Übergangs-
mitteilung kann bei der Stadt Kempen –Jugendamt –,
Antoniusstr. 24, im Raum Nr. 22 (Nebengebäude), 47906 Kem-
pen, eingesehen werden. Sie gilt zwei Wochen nach der Ver-
öffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt.

Stadt Kempen
Der Bürgermeister

Im Auftrag
gez. Milch

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 542

NRW S. 254) in der Zeit vom 24. Oktober 2003 bis 03. No-
vember 2003 im Rathaus, Nettetal-Lobberich, Doerkesplatz
11, Zimmer 337 - 339, während der Dienststunden montags,
dienstags, mittwochs und donnerstags von 8.30 Uhr - 12.30
Uhr und von 14.00 Uhr - 16.00 Uhr und freitags von 8.30 -
12.00 Uhr zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung einschl. Anlagen
können von den Einwohnern und Abgabepflichtigen der Stadt
Nettetal innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der
Auslegung Einwendungen erhoben werden. Diese können
schriftlich an den Bürgermeister in Nettetal eingereicht oder
bei der Stadtkämmerei im Verwaltungsgebäude Lobberich zur
Niederschrift erklärt werden. Über solche Einwendungen wird
der Rat der Stadt Nettetal in öffentlicher Sitzung beschließen.

Nettetal, 09.10.2003

Der Bürgermeister
Im Auftrag

gez. Prümen
Stadtkämmerer

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 529
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sen- und Offenlandflächen ist intakt.

Das Baudenkmal unterliegt damit den Bestimmungen des
Denkmalschutzgesetzes.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Eintragung kann innerhalb eines Monats nach öf-
fentlicher Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Bür-
germeister der Stadt Nettetal, Untere Denkmalbehörde,
Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal, Zimmer 310, einzulegen.

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevoll-
mächtigten versäumt werden sollte, wird dessen Verschulden
dem Erteiler der Vollmacht angerechnet.

Hinweis für die fernschriftliche Einlegung des Wider-
spruchs:

Die Schriftform ist bei Einlegung des Widerspruches durch E-
Mail aufgrund der derzeit geltenden Rechtslage nicht gewahrt.
Soweit Sie den Widerspruch per Fax einlegen möchten, muss
das Fax eigenhändig unterschrieben sein.

Nettetal, 07. Oktober 2003
Der Bürgermeister

als Untere Denkmalbehörde
In Vertretung

gez. Schaudig
Technischer Beigeordneter

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 542

Bekanntmachung
der Stadt Nettetal

4. Änderungssatzung vom 15.10.2003 zur Betriebssatzung
der Stadt Nettetal für den Städtischen Abwasserbetrieb
Nettetal vom 16.12.1992 in der Fassung der 3. Änderungs-
satzung  vom 26.09.2001

Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.04.2003 (GV NRW S.
254), hat der Rat der Stadt Nettetal am 14.10.2003 folgende
Satzung beschlossen:

Artikel I

Die Betriebssatzung der Stadt Nettetal für den Städtischen Ab-
wasserbetrieb Nettetal vom 16.12.1992 in der Fassung der 3.
Änderungssatzung vom 26.09.2001 wird wie folgt geändert:

§ 1

In § 3 (1), (2) und (3) S. 2 werden die Worte „Stadtwerke Net-
tetal GmbH“ durch die Worte „StadtwerkeVerbund Westlicher
Niederrhein GmbH“ ersetzt.

§ 2

In § 3 (3) S. 1, § 8 (2) S. 1 und 2 und § 11 (1) werden die Worte
„Stadtwerke Nettetal GmbH als Betriebsführer“ durch die Worte
„StadtwerkeVerbund Westlicher Niederrhein GmbH als
Betriebsführerin“ ersetzt.

§ 3

In § 8 (1) werden die Worte „den Betriebsführer Stadtwerke
Nettetal GmbH“ durch die Worte „die Betriebsführerin
StadtwerkeVerbund Westlicher Niederrhein GmbH“ ersetzt.

§ 4

In § 8 (2) werden die Worte „Der Betriebsführer Stadtwerke
Nettetal GmbH“ durch die Worte „Die Betriebsführerin
StadtwerkeVerbund Westlicher Niederrhein GmbH“ ersetzt.

§ 5

In § 6 (2), § 7 und § 8 (2) S. 2 werden die Worte „Der Betriebs-
führer“ bzw. „der Betriebsführer“ durch die Worte „Die
Betriebsführerin“ bzw. „die Betriebsführerin“ ersetzt.

§ 6

In § 6 (1) werden die Worte „dem Betriebsführer“ durch die
Worte „der Betriebsführerin“ ersetzt.

§ 7

In § 6 (2) werden die Worte „des Betriebsführers“ durch die
Worte „der Betriebsführerin“ ersetzt.

§ 8

In § 7 werden die Worte „vom Betriebsführer“ durch die Worte
„von der Betriebsführerin“ ersetzt.

§ 9

In § 8 (3) und § 13 (1) werden die Worte „von dem Betriebs-
führer“ durch die Worte „von der Betriebsführerin“ ersetzt.

§ 10

§ 12 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 12
Zwischenberichte

(1) Die Betriebsführerin hat den Bürgermeister und den
Werksausschuss zum 30.06. eines Wirtschaftsjahres
über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen
sowie über die Abwicklung des Vermögensplanes schrift-
lich zu unterrichten, sofern die zuständige Behörde eine
entsprechende Ausnahmegenehmigung erteilt.

(2) Wird eine Ausnahmegenehmigung nicht erteilt, gelten die
Regelungen des § 20 EigVO.“

Artikel II

Diese Satzungsänderung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 4. Änderungssatzung zur Betriebssatzung der
Stadt Nettetal für den Städtischen Abwasserbetrieb Nettetal
vom 16.12.1992 in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom
26.09.2001 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Hinweise:

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
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Bekanntmachung
der Stadt Nettetal

2. Änderungssatzung vom 15.10.2003 zur Hundesteuer-
satzung der Stadt Nettetal vom 24.09.1997 in der Fassung
der 1. Änderungssatzung vom 27.09.2000

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV
NRW 2023) zuletzt geändert durch das Gesetz vom 29.04.2003
(GV NRW S. 254) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW
610), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 25.09.2001 (GV
NRW S. 708), hat der Rat der Stadt Nettetal in seiner Sitzung
am 14.10.2003 folgende Änderungssatzung beschlossen:

Artikel I

Die Hundesteuersatzung der Stadt Nettetal vom 24.09.1997
in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 27.09.2000 wird
wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehal-
ter oder mehreren Personen gemeinsam

a) nur ein Hund gehalten wird 66,— 

b) zwei Hunde gehalten werden 75,— 
je Hund

c) drei oder mehrere Hunde gehalten
werden 96,— 
je Hund

d) ein Kampfhund gehalten wird 444,— 

e) zwei oder mehrere Kampfhunde
gehalten werden 552,— 
je Kampfhund

rhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekom-
men der vorstehenden Satzung nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Nettetal, den 15.10.2003

gez. Ottmann
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 543

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

(2) Als Kampfhunde im Sinne von Abs. 1 Buchst. d) und e)
gelten Hunde
a) die entgegen § 2 Abs. 3 Landeshundegesetz

(LHundG NRW) in der jeweils geltenden Fassung
mit dem Ziel einer gesteigerten Aggressivität aus-
gebildet, gezüchtet oder gekreuzt worden sind,

b)  mit denen eine Ausbildung zum Nachteil des Men-
schen, zum Schutzhund oder auf Zivilschärfe be-
gonnen oder abgeschlossen worden ist,

c)  die einen Menschen gebissen haben, sofern dies
nicht zur Verteidigung anlässlich einer strafbaren
Handlung geschah,

d)  die einen Menschen in Gefahr drohender Weise
angesprungen haben,

e)  die einen anderen Hund durch Biss verletzt haben,
ohne selbst angegriffen worden zu sein, oder die
einen anderen Hund trotz dessen erkennbarer art-
üblicher Unterwerfungsgestik gebissen haben,

f) die gezeigt haben, dass sie unkontrolliert Wild, Vieh,
Katzen oder andere Tiere hetzen, beißen oder rei-
ßen.

Die Feststellung der Gefährlichkeit nach Satz 1 erfolgt durch
die zuständige Behörde nach Begutachtung durch den amtli-
chen Tierarzt.

Kampfhunde im Sinne dieser Vorschrift sind jedenfalls, unab-
hängig von Satz 1, Hunde der Rassen Pitbull Terrier, American
Staffordshire Terrier, Staffordshire Bullterrier, Bullterrier und
deren Kreuzungen untereinander sowie deren Kreuzungen mit
anderen Hunden. Kreuzungen nach Satz 3 sind Hunde, bei
denen der Phänotyp einer der vorstehend genannten Rassen
deutlich hervortritt. In Zweifelsfällen hat der Halter nachzu-
weisen, dass eine Kreuzung nach Satz 3 nicht vorliegt.

Artikel II

In-Kraft-Treten

Artikel I Ziffer 1 tritt zum 01.01.2004 in Kraft und Artikel I Ziffer
2 tritt rückwirkend zum 01.01.2003 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 2. Änderung zur Hundesteuersatzung der
Stadt Nettetal vom 24.09.1997 in der Fassung der 1. Ände-
rungssatzung vom 27.09.2000 wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Hinweise:

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekom-
men der vorstehenden Satzung nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
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schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Nettetal, den 15.10.2003

gez. Ottmann
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S.  544

Bekanntmachung
der Stadt Nettetal

1. Änderungssatzung vom 15.10.2003 zur Satzung der
Stadt Nettetal über die Erhebung von Vergnügungssteuer
(Vergnügungssteuersatzung) vom 02.12.2002

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV
NRW 2023), zuletzt geändert durch das Gesetz vom
29.04.2003 (GV NRW S. 254) und der §§ 1 bis 3 und 20 Abs.
2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV NRW
S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch das Gesetz
vom 25.09.2001 (GV NRW S. 708) hat der Rat der Stadt Net-
tetal in seiner Sitzung am 14.10.2003 folgende Änderungs-
satzung beschlossen:

Artikel I

Die Satzung der Stadt Nettetal über die Erhebung von Ver-
gnügungssteuer (Vergnügungssteuersatzung) vom 02.12.2002
wird wie folgt geändert:

§ 12 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

In diesen Fällen ist die Steuer für das jeweilige Kalendervier-
teljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. Novem-
ber zu entrichten.

Artikel II

Die in Artikel I genannte Änderung tritt zum 01.01.2004 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 1. Änderung zur Satzung der Stadt Nettetal
über die Erhebung von Vergnügungssteuer (Vergnügungssteu-
ersatzung) vom 02.12.2002 wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Hinweise:

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekom-
men der vorstehenden Satzung nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Nettetal, den 15.10.2003

gez. Ottmann
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 545

Bekanntmachung
der Stadt Nettetal

Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufrechterhaltung
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Stadtgebiet
Nettetal vom 15.10.2003

P r ä a m b e l

Aufgrund der §§ 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1; 31 des Gesetzes
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ord-
nungsbehördengesetz (OBG) - in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.5.1980 (GV NW S. 528 / SGV NW 2060) zuletzt
geändert durch Gesetz vom 18.12.2001 (GV NRW S. 870),
§§ 9 und 10 des Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigun-
gen, Geräuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen - Lan-
des-Immissionsschutzgesetz (LImschG) - in der Fassung vom
18.3.1975 (GV NW S. 232 / SGV NW 7129), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 15.12.1993 (GV NW S. 987) und der §§
13, 84 Abs. 1 Nr. 13 BauO NRW vom 01.03.2000 (GVBI. NRW
S. 256/SGV NRW 232), zuletzt geändert durch Gesetz vom
22.07.2003 (GVBI. NRW S. 434), wird von der Stadt Nettetal
als örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates
der Stadt Nettetal vom 14.10.2003 für das Gebiet der Stadt
Nettetal folgende Verordnung erlassen:

§ 1
Begriffsbestimmungen

(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind alle
dem öffentlichen Verkehr dienenden Flächen ohne Rück-
sicht auf die Eigentumsverhältnisse.

Zu den Verkehrsflächen gehören insbesondere Straßen,
Fahrbahnen, Wege, Gehwege, Wanderwege, Radwe-
ge, Bürgersteige, Plätze, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen, Böschungen, Rinnen und Gräben, Brücken, Un-
terführungen, Durchlässe, Dämme, Stützmauern, Stra-
ßenbankette und Fahrbahnteiler, Treppen und Rampen
vor der Straßenfront der Häuser, soweit sie nicht einge-
friedet sind.

(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne Rück-
sicht auf die Eigentumsverhältnisse insbesondere alle
der Allgemeinheit zur Nutzung zur Verfügung stehenden
oder bestimmungsgemäß zugänglichen

1. Grün-, Erholungs-, Sport-, Bolz- und Spielplätze,
Gärten, Friedhöfe sowie die Ufer und Böschungen
von Gewässern, Anpflanzungen, Kleingartenanla-
gen,  Schulhöfe;

2. Ruhebänke, Toiletten-, Kinderspiel- und Sportein-
richtungen, Fernsprecheinrichtungen, Wetter-
schutz- und ähnliche Einrichtungen;
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3. Denkmäler und unter Denkmalschutz stehende
Baulichkeiten, Kunstgegenstände, Standbilder,
Plastiken, Anschlagtafeln, Beleuchtungs-, Versor-
gungs-, Kanalisations-, Entwässerungs-, Katastro-
phenschutz- und Baustelleneinrichtungen sowie
Verkehrsschilder, Hinweiszeichen und Lichtzeichen-
anlagen.

§ 2
Allgemeine Verhaltenspflicht

(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen hat sich jeder so zu
verhalten, dass andere nicht gefährdet, geschädigt oder
mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert
werden. Die Benutzung der Verkehrsflächen und Anla-
gen darf nicht vereitelt oder beschränkt werden.

(2) Absatz 1 findet nur insoweit Anwendung, als die darin
enthaltenen Verhaltenspflichten und Benutzungsgebote
nicht der Regelung des Verkehrs im Sinne der Straßen-
verkehrsordnung auf Verkehrsflächen und in Anlagen die-
nen. Insoweit ist § 1 Abs. 2 StVO einschlägig.

§ 3
Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen

(1) Die Anlagen und Verkehrsflächen sind schonend zu be-
handeln. Sie dürfen nur ihrer Zweckbestimmung entspre-
chend genutzt werden. Vorübergehende Nutzungsein-
schränkungen auf Hinweistafeln sind zu beachten.

(2) Es ist insbesondere untersagt

1. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt
Sträucher und Pflanzen aus dem Boden zu entfer-
nen, zu beschädigen oder Teile davon abzuschnei-
den, abzubrechen, umzuknicken oder sonstwie zu
verändern,

2. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt
Bänke, Tische, Einfriedungen, Spielgeräte, Ver-
kehrszeichen, Straßen- und Hinweisschilder und
andere Einrichtungen zu entfernen, zu versetzen,
zu beschädigen oder anders als bestimmungsge-
mäß zu nutzen,

3. in den Anlagen zu übernachten, zu zelten oder die
Anlagen in sonstiger Weise zweckwidrig zu benut-
zen,

4. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen, insbeson-
dere auf Grünflächen, Gegenstände abzustellen
oder Materialien zu lagern,

5. die Anlagen zu befahren; dies gilt nicht für Unter-
halts- und Notstandsarbeiten sowie für das Befah-
ren mit Kinderfahrzeugen und Fortbewegungsmit-
teln wie Krankenfahrstühle, sofern Personen nicht
behindert werden,

6. landwirtschaftliche Maschinen bei der Feldbestel-
lung auf Verkehrsflächen zu wenden,

7. Verkehrsflächen zu überackern,
8. in Fußgängerbereichen Ball zu spielen,
9. Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Siche-

rung von Verkehrsflächen und Anlagen unbefugt zu
beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern so-
wie Sperrvorrichtungen zu überwinden,

10. Hydranten, Straßenrinnen und Einlauföffnungen
oder Straßenkanäle zu verdecken oder ihre Ge-
brauchsfähigkeit sonstwie zu beeinträchtigen,

11. Gewerbliche Betätigungen, die einer Erlaubnis nach
§ 55 Abs. 2 GewO bedürfen, vor öffentlichen Ge-
bäuden, insbesondere Kirchen, Schulen und Fried-
höfen im Einzugsbereich von Ein- und Ausgängen

auszuüben. Die Vorschriften des Straßen- und We-
gegesetzes Nordrhein-Westfalen und die aufgrund
dieses Gesetzes ergangenen Satzungen bleiben
hiervon unberührt.

12. Das Anbringen von Stacheldraht oder sonstigen ge-
fährlichen Einrichtungen an der Straße zum Geh-
weg hin ist bis zu einer Höhe von 2 m über dem
Boden nicht erlaubt.

13. Schneeüberhang und Eiszapfen an Gebäuden,
insbesondere Dachrinnen, durch die Verkehrsteil-
nehmer gefährdet werden können, sind von dem
Ordnungspflichtigen im Sinne des Ordnungsbehör-
dengesetzes zu entfernen.

14. Betreten öffentlich zugänglicher Eisflächen ist ver-
boten, wenn nicht eine bestimmte Eisfläche aus-
drücklich hierfür freigegeben wird; eine Freigabe
erfolgt durch Aufstellen von Schildern mit der Auf-
schrift „Betreten der Eisfläche auf eigene Gefahr“.

15. Reparaturen an Kraftfahrzeugen auf Straßen sind
verboten, es sei denn, sie sind unvermeidlich für
die Weiterfahrt und behindern und gefährden den
allgemeinen Straßenverkehr nicht. Diese Repara-
turen sind unverzüglich vorzunehmen.

16. Hecken sind so zu beschneiden, dass sie nicht in
den Verkehrsraum hineinragen.

17. Zweige und Äste von Bäumen und Sträuchern pri-
vater Grundstücke müssen, sofern sie in den Ver-
kehrsraum hineinragen, über Fahrbahnen mindes-
tens 4,50 m und über Bürgersteigen und Gehwe-
gen mindestens 2,50 m freigeästet sein.

§ 4
Verhaltensbestimmungen für Bauarbeiten

(1) Bauarbeiten an oder auf Straßen oder in Anlagen sind
so durchzuführen, dass Verkehrsteilnehmer weder ge-
fährdet noch mehr als den Umständen nach unvermeid-
bar behindert oder belästigt werden;
Beschädigungen der Straßen und Anlagen sind zu ver-
meiden.

(2) Bauschutt und ähnliche Abfälle sind ordnungsgemäß zu
entfernen.

(3) Frischer Anstrich auf öffentlich zugänglichen Flächen und
Gegenständen muss, wenn hierdurch Verkehrsteilneh-
mer beeinträchtigt werden können, durch auffälligen Hin-
weis kenntlich gemacht sein, solange ein Abfärben mög-
lich ist.
Die Pflicht zur Kenntlichmachung obliegt dem Ordnungs-
pflichtigen im Sinne des Ordnungsbehördengesetzes.

§ 5
Werbung, Wildes Plakatieren

(1) Es ist verboten, auf Verkehrsflächen und in Anlagen -
insbesondere an Bäumen, Haltestellen und Wartehäus-
chen, Strom- und Ampelschaltkästen, Lichtmasten, Sig-
nalanlagen, Verkehrszeichen und sonstigen Verkehrs-
einrichtungen, an Abfallbehältern und Sammelcontainern
und an sonstigen für diese Zwecke nicht bestimmten Ge-
genständen und Einrichtungen - sowie an den im An-
grenzungsbereich zu den Verkehrsflächen und Anlagen
gelegenen Einfriedungen, Hauswänden und sonstigen
Einrichtungen und Gegenständen Flugblätter, Druck-
schriften, Handzettel, Geschäftsempfehlungen, Veran-
staltungshinweise und sonstiges Werbematerial anzu-
bringen, zu verteilen oder zugelassene Werbeflächen
durch überkleben, übermalen oder in sonstiger Art und
Weise zu überdecken.
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(2) Ebenso ist es untersagt, die in Absatz 1 genannten Flä-
chen, Einrichtungen und Anlagen zu bemalen, zu be-
sprühen, zu beschriften, zu beschmutzen oder in sonsti-
ger Weise diese zu verunstalten.

(3) Verantwortlich im Sinne der Absätze 1 und 2 sind auch
diejenigen, die als Vorstände, Veranstalter, Gewerbetrei-
bende oder in ähnlicher Eigenschaft die unbefugte Wer-
bung veranlassen.

(4) Das Verbot gilt nicht für von der Stadt genehmigte Nut-
zungen, für von der Stadt konzessionierte Werbeträger
sowie für bauaufsichtsrechtlich genehmigte Werbean-
lagen. Solche Werbeanlagen dürfen jedoch in der äu-
ßeren Gestaltung nicht derart vernachlässigt werden,
dass sie verunstaltet wirken.

(5) Es ist verboten, Anhänger für Kraftfahrzeuge auf Ver-
kehrsflächen zu Werbezwecken abzustellen.

§ 6
Tiere

(1) Auf Verkehrsflächen innerhalb im Zusammenhang be-
bauter Ortsteile und in Anlagen sind Hunde an einer Leine
zu führen, die geeignet ist, mit ihr die von dem Hund
ausgehenden Gefahren abzuwehren.

(2) Wer auf Verkehrsflächen oder in Anlagen Tiere, insbe-
sondere Pferde und Hunde, mit sich führt, hat die durch
die Tiere verursachten Verunreinigungen unverzüglich
und schadlos zu beseitigen. Das Mitführen von Hunden
auf Kinderspielplätzen, Bolzplätzen, Schulhöfen und
Friedhöfen ist mit Ausnahme von Blindenführhunden
nicht erlaubt.

(3) Wildlebende Katzen und Tauben dürfen nicht zielgerich-
tet oder gezielt gefüttert werden.

(4) Von den Regelungen in Absatz 1 und 2 ausgenommen
sind Blinde und hochgradig Sehbehinderte, die Blinden-
hunde mit sich führen.

§ 7
Verunreinigungsverbot

(1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen
ist untersagt. Unzulässig ist insbesondere

1. das Wegwerfen und Zurücklassen von Unrat, Zi-
garetten, Kaugummi, Lebensmittelresten, Papier,
Glas, Konservendosen oder sonstiger Verpa-
ckungsmaterialien sowie von scharfkantigen, spit-
zen, gleitfähigen oder anderweitig gefährlichen
Gegenständen;

2. das Ausschütten jeglicher Schmutz- und Abwässer
sowie das Ableiten von Regenwasser auf Straßen
und Anlagen, wobei die ordnungsgemäße Einlei-
tung in die städtische Kanalisation unter Beachtung
der einschlägigen Vorschriften ausgenommen ist.

3. das Reinigen von Fahrzeugen, Gefäßen u.a. Ge-
genständen, es sei denn, es erfolgt mit klarem
Wasser. Zusätze von Reinigungsmitteln sind nicht
erlaubt. Motor- und Unterbodenwäsche oder sons-
tige Reinigungen, bei denen Öl, Altöl, Benzin o.ä.
Stoffe in das öffentliche Kanalnetz oder in das
Grundwasser gelangen können, sind verboten.

4. das Ablassen und die Einleitung von Öl, Altöl, Ben-
zin, Benzol oder sonstigen flüssigen, schlammigen
und/oder feuergefährlichen Stoffen auf die Straße
oder in die Kanalisation. Gleiches gilt für das Ab-
oder Einlassen von Säuren, säurehaltigen oder gif-
tigen Flüssigkeiten. Falls derartige Stoffe durch
Unfall oder aus einem anderen Grunde auslaufen,
hat der Verursacher alle erforderlichen Maßnahmen
zu ergreifen, um ein Eindringen dieser Stoffe in das
Grundwasser oder in die Kanalisation zu verhindern.
Dem städtischen Ordnungsamt - außerhalb der
Dienststunden der Polizei - ist zudem sofort Mittei-
lung zu machen;

5. der Transport von Flugasche, Flugsand oder ähnli-
chen Materialien auf offenen Lastkraftwagen, so-
fern diese Stoffe nicht abgedeckt oder in geschlos-
senen Behältnissen verfüllt worden sind.

(2) Hat jemand öffentliche Verkehrsflächen oder öffentliche
Anlagen - auch in Ausübung eines Rechts oder einer
Befugnis - verunreinigt oder verunreinigen lassen, so
muss er unverzüglich für die Beseitigung dieses Zustan-
des sorgen. Insbesondere haben diejenigen, die Waren
zum sofortigen Verzehr anbieten, Abfallbehälter aufzu-
stellen und darüber hinaus in einem Umkreis von 5 m
die Rückstände einzusammeln.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden nur Anwendung, soweit durch
die Verunreinigungen nicht der öffentliche Verkehr er-
schwert wird und somit § 32 StVO nicht anwendbar ist.

§ 8
Abfallbehälter/Sammelbehälter

(1) Im Haushalt oder in Gewerbebetrieben angefallener
Abfall darf nicht in Abfallbehälter gefüllt werden, die auf
Verkehrsflächen oder in Anlagen aufgestellt sind.

(2) Das Einbringen von gewerblichem Recyclingabfall in
Sammelbehälter, die in Anlagen oder auf Verkehrsflä-
chen aufgestellt sind, ist verboten. Öffentliche Abfallbe-
hälter dürfen nicht durchsucht werden.

(3) Das Abstellen von Dosen, Glas, Papier, Sperrmüll oder
dergleichen neben Wertstoffstationen ist verboten.

(4) Die gefüllten Abfallbehälter dürfen frühestens am Abend
vor der Entleerung durch die Müllabfuhr bereitgestellt
werden. Dabei ist darauf zu achten, dass eine Störung
der öffentlichen Ordnung ausgeschlossen ist. Nach der
Entleerung sind die Abfallbehälter unverzüglich von der
Straße zu entfernen. Es ist verboten, explosive, feuer-
gefährliche oder giftige Stoffe in die Abfallbehälter ein-
zufüllen. Die für die Sperrgutabfuhr bereitgestellten Ge-
genstände sind so aufzustellen und erforderlichenfalls
zu verpacken, dass eine Behinderung des Verkehrs und
eine Verunreinigung der Straße ausgeschlossen ist. Nicht
von der Sperrgutabfuhr mitgenommene Gegenstände
müssen umgehend, spätestens jedoch bis zum Einbruch
der Dunkelheit, von der Straße entfernt werden.

(5) Sammlungsgut (Alttextilien u.ä.) darf nur auf dem Haus-
grundstück zur Abfuhr bereitgestellt werden. Soweit dies
nicht möglich ist, ist ein Abstellen am Abfuhrtag am Ran-
de des Gehweges bzw. der Straße gestattet, wenn
dadurch der Verkehr nicht behindert oder gefährdet wird.

(6) Verunreinigungen durch nicht abgeholte Haushaltsab-
fälle, sperrige Abfälle, Altstoffe und Gartenabfälle sind
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vom Bereitsteller unverzüglich und schadlos zu beseiti-
gen.

(7) Die Absätze 1 bis 5 finden nur Anwendung, soweit durch
die Verunreinigungen nicht der öffentliche Verkehr er-
schwert wird und somit § 32 StVO nicht anwendbar ist.

§ 9
Wohnwagen, Zelte und Verkaufswagen

(1) Das Ab- und Aufstellen von Wohnwagen, Zelten und
Verkaufswagen in Anlagen ist verboten.

(2) Ausnahmen können in Einzelfällen gestattet werden,
wenn dies dem öffentlichen Interesse, z.B. zur Deckung
des Freizeitbedarfs der Bevölkerung, dient.

§ 10
Kinderspielplätze und Informelle Treffpunkte für

Jugendliche

Soweit nicht durch Schilder andere Regelungen getroffen
worden sind, gelten für Kinderspielplätze folgende Bestimmun-
gen:

(1) Kinderspielplätze dienen nur der Benutzung durch Kin-
der bis 14 Jahre, soweit nicht durch Schilder eine ande-
re Altersgrenze festgelegt ist.

(2) Andere Aktivitäten, insbesondere Skateboardfahren und
Fahren mit Inlineskatern, sowie Ballspiele jeglicher Art
sind auf den Kinderspielplätzen verboten, es sei denn,
dass hierfür besondere Flächen ausgewiesen sind.

(3) Der Aufenthalt auf den Kinderspielplätzen ist nur tagsüber
bis zum Einbruch der Dunkelheit erlaubt.

(4) Auf Kinderspielplätzen dürfen Tiere nicht mitgeführt wer-
den.

(5) Der Genuss von Alkohol und Stoffen, die unter das  BtMG
(Betäubungsmittelgesetz) fallen, ist verboten. Dies gilt
auch in unmittelbarer Nähe der Spielplätze, die sich in-
nerhalb von größeren öffentlichen Anlagen befinden und
nicht räumlich abgegrenzt sind.

(6) Die Informellen Treffpunkte für Jugendliche auf dem
Marktplatz in Nettetal-Kaldenkirchen und im Windmüh-
lenbruch in Nettetal-Lobberich dienen dem Aufenthalt
und der Benutzung von Jugendlichen im Alter bis zu 27
Jahren. Anderen Personen ist der Aufenthalt dort nur
dann gestattet, wenn hierdurch sowohl der Nutzungs-
zweck nicht behindert wird als auch keine Gefährdung
der Jugendlichen zu befürchten ist.

§ 11
Hausnummern

(1) Jedes Haus ist von der/vom Eigentümer/in oder Nut-
zungsberechtigten auf eigene Kosten mit der dem Grund-
stück zugeteilten Hausnummer zu versehen; die Haus-
nummer muss von der Straße erkennbar sein und les-
bar erhalten werden.

(2) Die Hausnummer ist unmittelbar neben dem Hauptein-
gang deutlich sichtbar anzubringen. Liegt der Hauptein-
gang nicht an der Straßenseite, so ist sie an der zur Stra-
ße gelegenen Hauswand oder Einfriedung des Grund-
stücks, und zwar an der dem Haupteingang zunächst
liegenden Hauswand, anzubringen. Ist ein Vorgarten

vorhanden, der das Wohngebäude zur Straße hin ver-
deckt oder die Hausnummer nicht erkennen lässt, so ist
sie an der Einfriedung neben dem Eingangstor bzw. der
Eingangstür zu befestigen, ggf. separat anzubringen.

(3) Bei Umnummerierungen darf das bisherige Hausnum-
mernschild während einer Übergangszeit von einem Jahr
nicht entfernt werden. Es ist mit roter Farbe so durchzu-
streichen, dass die alte Nummer noch deutlich lesbar
bleibt.

§ 12
Öffentliche Hinweisschilder

(1) Grundstückseigentümer/innen, Erbbauberechtigte, sons-
tige dingliche Berechtigte, Nießbraucher und Besitzer/
innen müssen dulden, dass Zeichen, Aufschriften und
sonstige Einrichtungen, wie beispielsweise Straßenschil-
der, Hinweisschilder für Gas-, Elektrizitäts-, Wasserlei-
tungen und andere öffentliche Einrichtungen, Vermes-
sungszeichen und Feuermelder, an den Gebäuden und
Einfriedungen oder sonstwie auf den Grundstücken an-
gebracht, verändert oder ausgebessert werden, wenn
dies zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit er-
forderlich ist. Der/die Betroffene ist vorher zu benach-
richtigen.

(2) Es ist untersagt die in Absatz 1 genannten Zeichen, Auf-
schriften und sonstigen Einrichtungen zu beseitigen, zu
verändern oder zu verdecken.

§ 13
Ausnahme vom Verbot ruhestörender Betätigung

während der Nachtzeit

(1) Vom Verbot der Betätigungen, die die Nachtruhe (22.00
Uhr bis 6.00 Uhr) zu stören geeignet sind, werden ge-
mäß § 9 Abs. 3 und § 10 Abs. 4 LImschG folgende Aus-
nahmen zugelassen:

1. für alle Stadtteile:
· für die Nacht vom 31. Dezember (Silvester) zum
01. Januar

· für die Nacht  von Altweiberfastnacht zum folgen-
den Tag

· Tag der Arbeit: für die Nacht vom 30. April zum 01.
Mai

Bei Kirmessen (Volksfesten)
· für die Nacht vom Freitag zum Samstag
· für die Nacht vom Samstag zum Sonntag
· für die Nacht vom Sonntag zum Montag
· für die Nacht vom Montag zum Dienstag
· für die Nacht vom Dienstag zum Mittwoch

2. für den Stadtteil Hinsbeck:
für die Nacht vom Freitag zum Samstag (und zwar
vor dem regulären Karneval)

3. Karneval für die Stadtteile Breyell, Hinsbeck,
Kaldenkirchen und Lobberich und Schaag:

· für die Nacht vom Samstag zum Sonntag
· für die Nacht vom Sonntag zum Montag
· für die Nacht vom Montag zum Dienstag

4. Leuther Karneval (und zwar eine Woche vor dem
regulären Karneval) für den Stadtteil Leuth:
· für die Nacht vom Donnerstag zum Freitag
· für die Nacht vom Samstag zum Sonntag
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(2) Weitere Ausnahmen werden auf Antrag zugelassen,
wenn das öffentliche bzw. das Interesse des Antragstel-
lers im Einzelfall das Interesse an der absoluten Auf-
rechterhaltung der Nachtruhe überwiegt. Ausnahmege-
nehmigungen sind in jedem Stadtteil in der Regel
höchstens für zwei Nächte im Kalenderjahr möglich.

§ 14
Erlaubnisse, Ausnahmen

Der/die Bürgermeister/in kann auf Antrag Ausnahmen von den
Bestimmungen dieser Verordnung zulassen, wenn die Inter-
essen des/der Antragstellers/in die durch die Verordnung ge-
schützten öffentlichen und privaten Interessen im Einzelfall
nicht nur geringfügig überwiegen.

§ 15
Platzverweise

Gegen Personen, die die Verhaltenspflichten des § 2,  § 3 und
§ 10 dieser Verordnung trotz Aufforderung durch die Ordnungs-
behörde weiterhin in nicht unerheblichen Maße verletzen, kann
die Ordnungsbehörde einen Platzverweis gemäß § 34 Absatz
1 Satz 1 des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 1990
in Verbindung mit § 24 Nr. 13 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. Mai 1980 erteilen.

§ 16
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. die allgemeine Verhaltenspflichten gem. § 2 der Ver-
ordnung,

2. die Schutzpflichten hinsichtlich der Verkehrsflächen
und Anlagen gem. § 3 der Verordnung,

3. die Verhaltensbestimmungen für Bauarbeiten gem.
§ 4 der Verordnung,

 4. das Verbot des unbefugten Werbens und Pla-
katierens gem. § 5 der Verordnung,

5. die Bestimmungen hinsichtlich der Haltung und Füt-
terung von Tieren gem. § 6 der Verordnung,

6. das Verunreinigungsverbot gem. § 7 der Verord-
nung,

7. das Verbot hinsichtlich des Einfüllens, Abstellens
und Liegenlassens von Müll gem. § 8 der Verord-
nung,

8. das Ab- und Aufstellverbot von Verkaufswagen,
Wohnwagen und Zelten gem. § 9 der Verordnung,

9. das Verbot der unbefugten Benutzung von Kinder-
spielplätzen gem. § 10 der Verordnung,

10. die Hausnummerierungspflicht gem. § 11 der Ver-
ordnung,

11. die Duldungspflicht gem. § 12 der Verordnung,
12. die Ausnahmeregelungen nach § 13 der Verordnung

verletzt.
(2) Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verordnung kön-

nen mit einer Geldbuße nach den Bestimmungen des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) vom 24.
Mai 1968 i.d.F. in der Fassung der Bekanntmachung vom
19.02.1987 (BGBl.I S.602), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 13.12.2001 (BGBl. I S.574) bei Fahrlässigkeit
mit einem Bußgeld bis 250 , bei Vorsatz mit einem
Bußgeld bis 500  geahndet werden, soweit sie nicht
nach Bundes- oder Landesrecht mit Strafen oder Geld-
bußen bedroht sind.

§ 17
In-Kraft-Treten, Aufheben von Vorschriften

(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer
Verkündung in Kraft. Sie tritt 20 Jahre nach In-Kraft-Tre-
ten außer Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Ordnungsbehördliche Verordnung
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung im Stadtgebiet Nettetal vom 17.12.1997 in der
Fassung der 1. Änderung vom 23.11.2001 und die Ord-
nungsbehördliche Verordnung der Stadt Nettetal über die
Aufhebung und Verkürzung der Sperrzeit im Gaststät-
tengewerbe (Schank- und Speisewirtschaften sowie öf-
fentliche Vergnügungsstätten) vom 05.11.1997 außer
Kraft.

Verkündung

Die vorstehende Verordnung wird hiermit verkündet.

Nettetal, den 15.10.2003

gez. Ottmann
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 545

Bekanntmachung
der Gemeinde Niederkrüchten

über die Aufstellung und Auslegung des Bebauungspla-
nes Elm-100 „Dürer- /  Menzel- / Overhetfelder Straße“

Der Rat der Gemeinde Niederkrüchten hat in seiner Sitzung
am 07. Oktober 2003 gemäß § 2 Absatz 1 in Verbindung mit §
3 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, ber. 1998
I S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.07.2002
(BGBl. I S. 2850, 2852), die Aufstellung und Auslegung des
Bebauungsplanes Elm-100 „Dürer- / Menzel- / Overhetfelder
Straße“ beschlossen. Zu diesem Bebauungsplan gehört eine
Begründung.

Aufgrund dieser Beschlussfassung liegt der Entwurf des Be-
bauungsplanes einschließlich Begründung in der Zeit vom 31.
Oktober 2003 bis einschließlich 01. Dezember 2003 im Bau-
verwaltungs- und Planungsamt der Gemeindeverwaltung Nie-
derkrüchten, Rathaus Elmpt, Laurentiusstraße 19, Zimmer 12,
während folgender Dienststunden öffentlich aus:
Montags bis donnerstags  von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr, mon-
tags, dienstags und donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
mittwochs von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr sowie freitags von 8.00
Uhr bis 12.00 Uhr.

Während der Auslegungsfrist können Anregungen zum Ent-
wurf dieses Bebauungsplanes bei der o.g. Dienststelle schrift-
lich oder mündlich zur Niederschrift vorgebracht werden. Die
fristgemäß vorgebrachten Anregungen werden geprüft;
hierüber beschließt der Rat der Gemeinde Niederkrüchten.

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung zum Bebauungsplan Elm-
100 „Dürer- / Menzel- / Overhetfelder Straße“ soll nicht durch-
geführt werden.

Die Abgrenzung des Planentwurfes ergibt sich aus dem nach-
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Bekanntmachung
der Gemeinde Niederkrüchten

Zweite Satzung zur Änderung der Abfallentsorgungssat-
zung der Gemeinde Niederkrüchten vom 08. Oktober 2003

Aufgrund der §§  7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 254), der §§  8 und
9 ff. des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
desabfallgesetz - LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. S.
250), zuletzt geändert durch Gesetz vom  25. September 2001
(GV. NRW. S. 708, 731),  des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetzes (KrW-/AbfG) vom 27. September 1994 ( BGBl. I S.
2705 ff.) zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. August 2003
(BGBl. I S. 3322, 3329), § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung
vom 19. Juni 2002 (BGBl. I S. 1938 ff), des § 17 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 22. August 2002 (BGBl. I S. 3387) und
der §§ 1, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV.
NW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Septem-
ber 2001 (GV. NRW.  S. 708), hat der Rat der Gemeinde Nie-
derkrüchten in seiner Sitzung am 07. Oktober 2003 folgende
Zweite Satzung zur Änderung der Abfallentsorgungssatzung
der Gemeinde Niederkrüchten beschlossen:

Artikel I

Die Abfallentsorgungssatzung der Gemeinde Niederkrüchten
vom 17. Dezember 1992 (Amtsblatt Kreis Viersen 1992, S.
643), geändert durch die Erste Änderungssatzung zur Abfall-
entsorgungssatzung der Gemeinde Niederkrüchten vom 15.

stehend abgedruckten Ausschnitt aus der
Deutschen Grundkarte.

Niederkrüchten, den 10. Oktober 2003
Der Bürgermeister

gez. Wilms

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 549

Dezember 1993 (Amtsblatt Kreis Viersen 1993, S. 760) wird
wie folgt geändert:

1. In § 8 Abs. 4  wird der letzte Satz „Zur Förderung der
Eigenkompostierung werden Komposter zur Verfügung
gestellt.“ gestrichen.

2. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Ist die Anzahl der Einwohner nicht bekannt (z. B. bei
nicht meldepflichtigen Einwohnern, bei Ferienhaus- oder
Wochenendhausgrundstücken etc.), wird Mehrvolumen
regelmäßig notwendig bzw. gewünscht oder steht tat-
sächlich Mehrvolumen zur Verfügung, gilt das insgesamt
zur Verfügung gestellte Behältervolumen als Zusatzvo-
lumen. Je 40 l Behältervolumen vierzehntägig gelten als
ein Einwohnergleichwert.

3. § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

Als sperrige Abfälle gelten solche, die wegen ihrer Grö-
ße oder Ihres Gewichts nicht in die zur Verfügung ge-
stellten Sammelbehälter untergebracht werden können
(Sperrgut).

4. § 13 Abs. 5 Satz 1 erhält folgende Fassung:

Die Abfuhr sperriger Abfälle, Kältegeräte und Ölradi-
atoren erfolgt nach Bedarf, in der Regel einmal monat-
lich nach vorheriger telefonischer Anforderung durch die
Benutzungspflichtigen beim Entsorgungsunternehmen,
spätestens 4 Werktage vor dem Abfuhrtermin.

5. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

(1) Der Anschluss- und Benutzungszwang (§ 5) erstreckt
sich auf kompostierbare Abfälle und Pflanzenabfälle aus
Haushaltungen und zugehörigen Grundstücksteilen so-
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wie Kleingartenabfälle, soweit nicht eine Eigen-
kompostierung vorgenommen wird oder sich Einschrän-
kungen aus den Absätzen 5 und 6 ergeben (kompos-
tierbare Abfälle).

6. § 14 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

Die Gemeinde kann gestatten, dass Benutzungspflichtige
von maximal zwei Grundstücken, die in unmittelbarer
Nähe liegen, gemeinsam einen Sammelbehälter (Sys-
tem Braune Tonne) benutzen dürfen.

7. § 14 Abs. 4 wird gestrichen.

8. § 25 Abs. 1 Bst. c) erhält folgende Fassung:

c) im System der Blauen Tonne (§ 8 Absatz 3) die An-
zahl der Zusatzbehälter gemäß § 11 Absatz 4 sowie der
vorgesehene Abfuhrrhythmus;

9. In § 25 Abs. 1 wird die Bestimmung

„ e) die Anzahl der zur Verfügung gestellten Komposter
(§ 8 Absatz 4 in Verbindung mit § 14 Absatz 4).“ gestri-
chen.

10. § 25 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

(3) Die Höhe der Abfallentsorgungsgebühr im System
der Blauen Tonne (Absatz 1 Buchstabe c) und der Brau-
nen Tonne (Absatz 1 Buchstabe d) richtet sich nach der
Zahl der zur Verfügung gestellten Sammelbehälter und
dem vorgesehenen Abfuhrrhythmus jeweils zum 1. Ja-
nuar des Veranlagungsjahres.
Wird ein Grundstück erstmals an die gemeindliche Ab-
fallentsorgung angeschlossen oder ergeben sich Ände-
rungen in der Zahl der Sammelbehälter, so wird abwei-
chend von Satz 1 die geänderte Zahl der Sammelbehälter
ab dem 1. Tag des auf die Veränderung der Sammel-
behälter folgenden Monats zugrunde gelegt. Die Abfall-
entsorgungsgebühr wird in den Fällen des Satzes 2 an-
teilig berechnet.

11. in § 25 Abs. 4 wird der Satz 2 „ Unberücksichtigt bleibt
ebenfalls, ob der zur Verfügung gestellte Komposter tat-
sächlich gebraucht wurde.“ gestrichen.

12. § 27 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünfzigtausend Euro geahndet werden, soweit nicht an-
dere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere
Geldbuße vorsehen.

Artikel II

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Zweite Satzung zur Änderung der Abfallent-
sorgungssatzung der Gemeinde Niederkrüchten  wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen vor-
stehender Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es
sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Niederkrüchten, den 08. Oktober 2003

gez. Wilms
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 550

Bekanntmachung
der Gemeinde Niederkrüchten

über die Widmung einer Gemeindestraße

Der Rat der Gemeinde Niederkrüchten hat in seiner Sitzung
am 07. Oktober 2003 folgende Widmungsverfügung erlassen:

Die Adam- Houx- Straße (Gemarkung Elmpt, Flur 14, Parzelle
635) sowie der zwischen der Adam-Houx-Straße und der
Goethestraße verlaufende Weg (Gemarkung Elmpt, Flur 14,
Parzelle 562) werden als Gemeindestraßen im Sinne des § 3
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-West-
falen (StrWG NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. September 1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81,
141, 216 und 355), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Mai
2000 (GV. NRW. S. 462) mit sofortiger Wirkung für den öffent-
lichen Verkehr gewidmet, wobei die Nutzung des Weges, Par-
zelle 562, auf den Fußgängerverkehr beschränkt wird.

Diese Widmungsverfügung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht. Ein Plan, in dem die genannte Straßenfläche dar-
gestellt ist, kann bei der Gemeinde Niederkrüchten,
Laurentiusstr. 19, 41372 Niederkrüchten, Zimmer 11, während
der Dienststunden eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach öffentlicher Bekanntmachung Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist  schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Gemeinde Niederkrüchten, Laurentiusstr. 19,
41372 Niederkrüchten, einzulegen.
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten
versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden dem
Erteiler der Vollmacht zugerechnet werden.

Niederkrüchten, den 08. Oktober 2003

Gemeinde Niederkrüchten
als Straßenbaulastträgerin

Der Bürgermeister
gez. Wilms

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 551
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Bekanntmachung
der Gemeinde Schwalmtal

Rechtsverordnung über die Bildung von Schulbezirken für
die öffentlichen Grundschulen der Gemeinde Schwalmtal
vom 07.10.2003

Aufgrund des § 9 Schulverwaltungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18.01.1985 (GV NW S. 155), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 09.05.2000 (SGV.NRW.223), in
Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29.04.2003 (GV NRW S. 254), hat der Rat der
Gemeinde Schwalmtal in seiner Sitzung am 07.10.2003
folgende Rechtsverordnung erlassen:

§ 1

Für jede öffentliche Grundschule, deren Träger die Gemeinde
Schwalmtal ist, wird ein Schulbezirk gebildet.

§ 2

Die Abgrenzungen der Schulbezirke und Schuleinzugs-
bereiche für die Grund- und Hauptschulen ist in dieser Rechts-
verordnung festgelegt; überschneiden sich Schulbezirke oder
Schuleinzugsbereiche, wird vom Bürgermeister zur Erreichung
gleichmäßiger Klassenstärken für die Überschneidungsgebiete
die zuständige Schule festgelegt.

§ 3

Die Schulbezirke für die Grundschulen werden wie folgt
festgelegt:

a) der Schulbezirk der Gemeinschaftsgrundschule Amern
in Schwalmtal umfasst die Kinder der Jahrgangsklassen
1 – 4, die im Gebiet der früheren Gemeinde Amern
wohnen; der Bezirk des Schulkindergartens beinhaltet
das gesamte Gemeinde- gebiet;

b) der Schulbezirk der Gemeinschaftsgrundschule Waldniel
in Schwalmtal umfasst die Kinder der Jahrgangsklassen
1 – 4, die im Gebiet der früheren Gemeinde Waldniel
wohnen, ausgenommen bleibt der Schulbezirk der
Gemeinschaftsgrundschule Hehler;

c) der Schulbezirk der Gemeinschaftsgrundschule Hehler
in Schwalmtal umfasst die Kinder der Jahrgangsklassen
1 – 4 beginnend mit dem Einschulungsjahrgang 2004/
05-, die in folgenden Sektionen/Straßen wohnen:

- Am Wasserturm
- Berg
- Buchenstraße
- Eicken
- Eickener Straße 61 bis Ende und 64 bis Ende
- Elisabeth-Rösler-Straße
- Eschenrath
- Fischeln
- Fischelner Weg
- Gustav-Rösler-Straße
- Hehler
- Hochfeld
- Hostert
- Josef-Rösler-Straße
- Leloh
- Lüttelforst

- Naphausen
- Rickelrather Straße
- Waldnieler Heide
- Waldweg
- Willy-Rösler-Straße

Die Sektionen/Straßen Lüttelforst, Eicken, Eickener Straße und
Berg werden als Überschneidungsgebiet gemäß § 9 SchVG
ausgewiesen.

§ 4

Die Schulen sind verpflichtet, die in ihrem Schulbezirk bzw.
Schuleinzugsbereich wohnenden Kinder aufzunehmen.

§ 5

Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die
Schulbezirke in der Gemeinde Schwalmtal vom 04. August
1977 außer Kraft.

§ 6

Die vorstehende Rechtsverordnung wird hiermit öffentlich
bekanntgemacht.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

HINWEIS

Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein – Westfalen  wird darauf hingewiesen, dass eine
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – Westfalen (GO
NW) beim Zustandekommen vorstehender Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b.) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekanntgemacht worden,

c.) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher
beanstandet oder

d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Schwalmtal, den 13.10.2003
gez. Lohmanns
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 552

Bekanntmachung
der Gemeinde Schwalmtal

über die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1
BauGB für den Flächennutzungsplan, 56. Änderung „west-
lich Amerner Straße“
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Für den Flächennutzungsplan, 56. Änderung „westlich Amerner
Straße“ wird das Verfahren der Bürgerbeteiligung gemäß § 3
Abs. 1 BauGB durchgeführt. Die allgemeinen Ziele und Zwe-
cke der Planung werden in einem öffentlichen Darlegungs-
und Anhörungstermin, an dem jeder teilnehmen kann, erläu-
tert. Dabei wird Gelegenheit zur Äußerung gegeben.

Der Darlegungs- und Anhörungstermin findet statt am

                Mittwoch, dem 19. November 2003 im Ganges-
Zimmer des Bürgerhauses

                der Gemeinde Schwalmtal, Markt 20, 41366
Schwalmtal

Der Darlegungs- und Anhörungstermin beginnt um 18.00 Uhr.

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes, 56. Änderung „west-
lich Amerner Straße“ kann in der Zeit vom 10. November 2003
bis einschließlich 10. Dezember 2003 im Fachbereich Pla-
nung, Verkehr und Umwelt der Gemeinde Schwalmtal, Markt
20, Zimmer 217, während folgender Dienststunden eingese-
hen werden:

montags bis mittwochs von 7.30 Uhr bis 16.00 Uhr,
donnerstags von 7.30 Uhr bis 17.00 sowie
freitags von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr.

Äußerungen zu der Planung können in der Zeit vom 10. No-
vember 2003 bis einschließlich 10. Dezember 2003 und wäh-
rend des öffentlichen Darlegungs- und Anhörungstermines
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift vorgebracht wer-
den.

Mit Ablauf des 10. Dezember 2003 ist die Bürgerbeteiligung
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB abgeschlossen.

Die Abgrenzung des Flächennutzungsplanes, 56. Änderung
„westlich Amerner Straße“ ergibt sich aus nachstehend abge-
drucktem Auszug aus der Deutschen Grundkarte.

Schwalmtal, den 13. Oktober 2003

In Vertretung:
gez.: Nies

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 552

Bekanntmachung
der Gemeinde Schwalmtal

über die frühzeitige Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1
BauGB für den Bebauungsplan Wa/52 „westlich Amerner
Straße“.

Für den Bebauungsplan Wa/52 „westlich Amerner Straße“ wird
das Verfahren der Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB
durchgeführt. Die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung
werden in einem öffentlichen Darlegungs- und Anhörungster-
min, an dem jeder teilnehmen kann, erläutert. Dabei wird Ge-
legenheit zur Äußerung gegeben.

Der Darlegungs- und Anhörungstermin findet statt am

Mittwoch, dem 19. November 2003 im Ganges Zimmer
des Bürgerhauses der Gemeinde Schwalmtal,

Markt 20, 41366 Schwalmtal.

Der Darlegungs- und Anhörungstermin beginnt um 18.00 Uhr.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Wa/52 „westlich Amerner
Straße“ kann in der Zeit vom 10. November 2003 bis ein-
schließlich 10. Dezember 2003 im Fachbereich Planung, Ver-
kehr und Umwelt der Gemeinde Schwalmtal, Markt 20, Zim-
mer 217, während folgender Dienststunden eingesehen wer-
den:

montags bis mittwochs von 7.30 Uhr bis 16.00 Uhr,
donnerstags von 7.30 Uhr bis 17.00 Uhr
sowie
freitags von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr.

Äußerungen zu der Planung können in der Zeit vom 10. No-

Flächennutzungsplan,
56. Änderung "westlich
Amerner Straße"
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Bekanntmachung
der Stadt Viersen

Haushaltssatzung der Stadt Viersen  für die Haushalts-
jahre 2003 und 2004 und Bekanntmachung der Haushalts-
satzung

1. Haushaltssatzung

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 29.04.2003 (GV. NRW. S. 254),
hat der Rat der Stadt Viersen mit Beschluss vom 29.07.2003
folgende Haushaltssatzung erlassen:

§  1

Der Haushaltsplan, der die für die Erfüllung der Aufgaben der
Gemeinden voraussichtlich eingehenden Einnahmen, zu leis-
tenden Ausgaben und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird für das Haushaltsjahr

2003   2004
im Verwaltungs-
haushalt
in der Einnahme auf 123.491.390 EUR 139.695.560 EUR
in der Ausgabe auf 133.861.090EUR 139.718.800 EUR

vember 2003 bis einschließlich 10. Dezember 2003 und wäh-
rend des öffentlichen Darlegungs- und Anhörungstermines
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift vorgebracht wer-
den.

Mit Ablauf des 10. Dezember 2003 ist die Bürgerbeteiligung
gem. § 3 Abs. 1 BauGB abgeschlossen.

Die Abgrenzung des Bebauungsplanes Wa/52 „westlich

Bebauungsplan
Wa/52 "westlich
Amerner Straße"

Amerner Straße“ ergibt sich aus nachstehend abgedrucktem
Auszug aus der Deutschen Grundkarte.

Schwalmtal, den 13. Oktober 2003

In Vertretung:
gez.: Nies

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 553

im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 40.561.270  EUR 25.412.220 EUR
in der Ausgabe auf  40.561.270  EUR 25.412.220 EUR

festgesetzt.

§  2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushalts-
jahr 2003 zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaus-
halt (für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen)
erforderlich ist, wird auf

13.800.000 EUR
festgesetzt.

Kredite werden für das Haushaltsjahr 2004 nicht veranschlagt.

§  3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur
Leistung von Investitionsausgaben und Ausgaben für Investi-
tionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren erforderlich
ist,   wird

 2003   2004

auf 15.320.310 EUR 12.756.020 EUR

festgesetzt.
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§  4

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr zur
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen,
wird

2003                                              2004

auf 30.000.000 EUR                           36.000.000 EUR

festgesetzt.

§  5

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind lt. Hebesatz-
satzung vom 04.06.2003 für die Haushaltsjahre 2003 und 2004
wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen
Betriebe (Grundsteuer A)
auf 330 v. H.

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)
auf 450 v. H.

2. Gewerbesteuer
auf 450 v. H.

§  6

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsaus-
gleich im Jahre 2006 originär wieder hergestellt. Die im Haus-
haltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnah-
men sind bei der Ausführung des Haushaltsplans umzuset-
zen.

§  7

1. Die im Stellenplan mit dem Vermerk „kw“ (künftig weg-
fallend) versehenen Stellen dürfen beim Ausscheiden der
jetzigen Stelleninhaber nicht wieder besetzt werden.

2. Die übrigen im Stellenplan mit dem Vermerk „ku“ verse-
henen Stellen sind aufgrund ihrer Bewertung nach dem
Ausscheiden der jetzigen Stelleninhaber umzuwandeln.

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2003
und 2004 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 79 Abs.
5 GO dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde
in Viersen mit Schreiben vom 18.08.2003 angezeigt worden.

Die nach § 75 Abs. 4 GO erforderliche Genehmigung des
Haushaltssicherungskonzeptes ist vom Landrat des Kreises
Viersen als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Verfü-
gung vom 16.10.2003 erteilt worden.

Der Haushaltsplan und das Haushaltssicherungskonzept lie-
gen zur Einsichtnahme vom 24.10.2003 bis einschließlich
04.11.2003 im Verwaltungsgebäude I, 41751 Viersen-Dülken,
Am Alten Rathaus 1, Zimmer 208 öffentlich aus, und zwar zu
folgenden Dienstzeiten:

montags bis donnerstags von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr

und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr;
freitags von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr.

Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei
denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden,
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Ge-

meinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Viersen, den 14.10.2003

gez. M. Hammes
Bürgermeisterin

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 554

Bekanntmachung
der Stadt Viersen

E I N L A D U N G

Sitzung: Wahlausschuss der Stadt Viersen
Sitzungstag: Dienstag, 04. November 2003
Sitzungsort: Forum der Kreisverwaltung

Viersen, Rathausmarkt 3, Limburg- Zimmer
Beginn: 17.00 Uhr

Tagesordnung:

Öffentliche Sitzung:

1. Bestimmung eines Schriftführers

2. Einteilung des Wahlgebietes (Stadt Viersen) in
Wahlbezirke für die Kommunalwahl 2004
-Vorlage Nr. 10/31/03-

3. Verschiedenes

Viersen, den 13.10.03

gez. Hammes
Bürgermeisterin
und Wahlleiterin

Wichtige Hinweise für Beisitzer und Stellvertreter:

Der Wahlausschuss ist gemäß § 2 Abs. 3 des Kommunal-
wahlgesetzes ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen
Beisitzer beschlussfähig.

Beisitzer, die an der Sitzungsteilnahme gehindert sind, werden
gebeten, ihren persönlichen Stellvertreter unmittelbar zu
unterrichten. Den stellvertretenden Beisitzern geht diese
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Bekanntmachung
der Stadt Viersen

Bebauungsplan Nr. 61-1 „Don-Bosco-Weg/Erhaltung des
Baumbestandes“ in Viersen
- Beschluss als Satzung und Rechtskraft -

In der Ratssitzung am 14. 10. 2003 ist folgender Beschluss
gefasst worden:

„Der Rat der Stadt beschließt den Bebauungsplan Nr. 61-1
„Don-Bosco-Weg/Erhaltung des Baumbestandes“ in Viersen
als Satzung.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Viersen im Bereich
Heimerstraße 13-25 / Don-Bosco-Weg und  entspricht dem
Planbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes.
Der genaue Verlauf der Grenze des räumlichen Geltungsbe-
reiches ist aus dem beigefügten Kartenausschnitt ersichtlich.

Die zu diesem Bebauungsplan gehörende Entwurfsbegrün-
dung wird als Entscheidungsbegründung übernommen.

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wird für diesen Bebau-
ungsplan nicht durchgeführt.

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes bleiben die übrigen
für diesen Bereich geltenden Festsetzungen des rechtskräfti-
gen Bebauungsplanes Nr. 61 „Heimerstraße 13-25 / Don-
Bosco-Weg“ bestehen und werden durch neues Baurecht er-
gänzt.

Einladung mit Anlagen nachrichtlich zu.

Zu der Sitzung hat jedermann Zutritt.

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 555

Grundlage für diese Beschlüsse sind die §§ 7 und 41 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW.
S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom
29. 4. 2003 (GV. NRW. S. 254) in Verbindung mit § 10 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, ber. BGBl. 1998 I S.
137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.07.2002 (BGBl. I
S. 2850).“

Der Bebauungsplan mit Begründung wird zu jedermanns Ein-
sicht im Fachbereich 60/I - Stadtplanung,
Viersen, Bahnhofstraße 23, Rathaus, 3. Obergeschoss, be-
reitgehalten, und zwar zu folgenden Zeiten:

Montag bis Donnerstag vormittags von 07.45 bis 12.45 Uhr
nachmittags von 13.15 bis 17.00 Uhr
Freitag vormittags von07.45 bis 12.45 Uhr

Über den Inhalt des Planes und der Begründung wird auf Ver-
langen Auskunft gegeben.

Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) sowie der §§ 215 und 44 Baugesetzbuch
(BauGB) wird, bezogen auf den Bebauungsplan Nr. 61-1 „Don-
Bosco-Weg/Erhaltung des Baumbestandes“ in Viersen, auf
Folgendes hingewiesen:

Nach § 7 Abs. 6 Satz 1 GO kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der GO beim Zustandekommen
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, die Sat-
zung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht
worden, die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-
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Bekanntmachung
der Stadt Viersen

Bürgerbe te i l igung
nach Baugesetzbuch
(BauGB)

- S t ä d t e b a u l i c h e
Planung für den Be-
reich Theodor-Heuss-
Platz/Löhstraße in
Viersen -

Die Stadt Viersen hat die
Absicht, für den Bereich
„Theodor-Heuss-Platz/
Löhstraße“ einen Be-
bauungsplan aufzu-
stellen.
Das Plangebiet wird in
etwa durch die
Löhstraße im Osten, den
Willy-Brandt-Ring im
Westen und den
Theodor-Heuss-Platz im

Norden begrenzt.

Die Planung soll die Versorgungsfunktion des Viersener
Zentrums durch die Ansiedlung von Einzelhandel am Beginn
der Fußgängerzone stärken. Zu diesem Zweck sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung der
Einzelhandelsflächen geschaffen werden. Dabei werden auch
bisherige Verkehrsflächen in die Einzelhandelsnutzung
einbezogen. Durch die Verlagerung der öffentlichen Stellplätze
in das Gebäude sollen zudem die angrenzenden
Straßenräume aufgewertet werden.

Die vorgesehene Planung bedarf der Aufstellung eines
Bebauungsplanes und der Änderung des Flächennutzungs-
planes.

Die Ziele und Zwecke der Planung werden im Rahmen einer
öffentlichen Versammlung und durch Planaushang dargestellt.
Den Bürgern wird allgemein Gelegenheit zur Äußerung und
Erörterung gegeben.
Alle interessierten Bürger sind eingeladen zu einem Informa-
tions- und Dis-kussionsabend

am Dienstag, dem 28. 10. 2003, um 20.00 Uhr, im
Sitzungssaal des Forums,
Rathausmarkt 2, Viersen.

Weitere Informa-tionsmöglichkeiten über die vorge-sehene
Planung:

In der Zeit

vom 27. 10. bis einschließlich 7. 11. 2003,

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich, eine Verlet-
zung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichne-
ten Verfahrens- und Formvorschriften, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres; Mängel der Abwägung, wenn sie nicht in-
nerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung dieser Sat-
zung schriftlich gegenüber der Stadt Viersen geltend gemacht
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den
Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB kann der
Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn
die in den §§ 39 und 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in §
44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt
wird.

Der Beschluss des Bebauungsplanes, Ort und Zeit der Mög-
lichkeit zur Einsichtnahme sowie die aufgrund des BauGB und
der GO erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Mit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan Nr. 61-1
„Don-Bosco-Weg/Erhaltung des Baumbestandes“ in Viersen
gem. § 10 BauGB rechtsverbindlich.

Viersen, den 20. 10.
2003

gez. H a  m m e s
Bürgermeisterin

Abl. Krs. Vie. 2003,
S.556
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Bekanntmachung
der Stadt Viersen

Bebauungsplan Nr. 180 „Eichelnbusch/Güterstraße/
Krefelder Straße“ in Viersen
- Beschluss über die Aufstellung und Auslegung -

In der Sitzung des Bau- und Planungsausschusses vom 23.
9. 2003 ist folgender Beschluss gefasst worden:

„Der Bau- und Planungsausschuss beschließt die Aufstellung
und Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 180 „Eichelnbusch/
Güterstraße/Krefelder Straße“ in Viersen.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Viersen zwischen
Freiheitsstraße, Goethestraße, Bahnhofsplatz, einer Linie die
westlich des Bahnhofgebäudes bis zur Einmündung der
Kanalstraße in die Krefelder Straße verläuft, Krefelder Straße,
Kanalstraße, von-Kessel-Weg, Krefelder Straße und
Güterstraße. Darüber hinaus umfasst das Plangebiet
zusätzliche Flächen nordwestlich der Straße Eichelnbusch.

Der genaue Verlauf der Grenze des räumlichen Geltungsbe-
reiches ist im Bebauungsplan zeichnerisch eindeutig
festgesetzt und aus dem beigefügten Kartenausschnitt
ersichtlich.

Für den Bebauungsplan Nr. 180 wird keine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt.

Die gestalterischen Vorschriften gemäss § 86 BauO NRW

im Fachbereich 60 - Stadtplanung - Rathaus Viersen,
Bahnhofstraße 23, 3. Obergeschoss, und zwar

montags bis freitags vorm. von 7.45 bis 12.45 Uhr
montags bis donnerstags
nachm. von 13.15 bis 17.00 Uhr.

Viersen, den  30. 9. 2003

Stadt Viersen
- Die Bürgermeisterin -

i.V. gez. B e c k e r
Techn.-Beigeordneter

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 557
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(örtliche Bauvorschriften) sind Bestandteil der Festsetzungen
dieses Bebauungsplanes.

Zu diesem Bebauungsplan gehört eine Entwurfsbegründung
gemäss § 3 (2) BauGB.

Grundlage für diese Beschlüsse sind die §§ 7 und 41 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW.
S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom
29.04.2003 (GV. NRW. S. 254) in Verbindung mit §§ 2 und 3
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, ber. BGBl
1998 I S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.07.2002
(BGBl. I S. 2850) und § 86 der Bauordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen -Landesbauordnung- (BauO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW.
S. 256) zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2003 (GV.
NRW. S. 434).“

Aufgrund dieses Beschlusses liegt der Bebauungsplan ein-
schließlich Begründung im FB 60/I - Stadtplanung - Rathaus,
Bahnhofstraße 23, Viersen, 3. Obergeschoss während
folgender Dienststunden öffentlich aus:

montags bis freitags vorm. von   7.45 bis 12.45 Uhr
montags bis donnerstags nachm.von 13.15 bis 17.00 Uhr.

Die Auslegungsfrist läuft

vom 4. 11. 2003 bis einschließlich 8. 12. 2003.

Während der Auslegungsfrist können Anregungen schriftlich
oder mündlich zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung
vorgebracht werden.

Der vom Bau- und Planungsausschuss der Stadt Viersen am
23. 9. 2003 gefasste Beschluss über die Aufstellung und
Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 180 „Eichelnbusch/
Güterstraße/Krefelder Straße“ in Viersen wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

Viersen, den 12. 10. 2003

Stadt Viersen
Die Bürgermeisterin
i.V. gez. B e c k e r

Techn.-Beigeordneter

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 558

Bekanntmachung
der Stadt Viersen

Bebauungsplan Nr. 341-1 „Tönisvorster Straße-Nord“ in
Viersen-Süchteln
- Beschluss der Planaufhebung -

„Der Rat der Stadt Viersen hat am 14. 10. 2003 die Aufhebung
des Bebauungsplanes Nr. 341-1 „Tönisvorster Straße-Nord“
in Viersen-Süchteln beschlossen.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Süchteln östlich der
Süchtelner Innenstadt. Das Bebauungsplangebiet wird
begrenzt durch die Tönisvorster Straße, die Hafenstraße und
die Niederstraße Ein Teil des Flurstücks 21, Flur 67, Ge-
markung Süchteln wird ebenfalls von dem Bebauungsplan
erfasst. Der genaue Verlauf der Grenze des räumlichen

Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist im Bebauungs-
plan eindeutig festgelegt und aus dem beigefügten
Kartenausschnitt ersichtlich.

Die Begründung für die Aufhebung des Bebauungsplans vom
5. 9. 2002 ist Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB.

Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 7 und 41 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 160) und §§ 2 und 10 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, ber.
BGBl. 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.
Juli 2002 (BGBl. I S.2850).“

Der aufgehobene Bebauungsplan mit Begründung der
Planaufhebung wird zu jedermanns Einsicht im Fachbereich
60/I - Stadtplanung, Viersen, Bahnhofstraße 23, Rathaus, 3.
Obergeschoss, bereitgehalten, und zwar zu folgenden Zeiten:

Montag bis Donnerstag vorm. von 07.45 bis 12.45 Uhr
nachm.von 13.15 bis 17.00 Uhr

Freitag vorm. von 07.45 bis 12.45 Uhr

Über den Inhalt des Planes und der Begründung wird auf
Verlangen Auskunft gegeben.

Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) sowie der §§ 215 und 44 Baugesetzbuch
(BauGB) wird, bezogen auf den Bebauungsplan Nr. 341-1
„Tönisvorster Straße-Nord“ in Viersen-Süchteln, auf Folgendes
hingewiesen:

Nach § 7 Abs. 6 Satz 1 GO kann eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der GO beim Zustande-
kommen dieser Aufhebung der Satzung nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn, eine vorgeschriebene
Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, die Satzung ist nicht
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, die
Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet
oder der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt
Viersen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich, eine
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, wenn sie nicht
innerhalb eines Jahres; Mängel der Abwägung, wenn sie nicht
innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung der
Aufhebung dieser Satzung schriftlich gegenüber der Stadt
Viersen geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB kann der
Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn
die in den §§ 39 und 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in §
44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt
wird.

Der Beschluss der Aufhebung des  Bebauungsplanes, Ort und
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Bekanntmachung
der Stadt Viersen

Bebauungsplan Nr. 341-3 „Tönisvorster Straße/Hafenstra-
ße“ in Viersen-Süchteln
- Beschluss als Satzung und Rechtskraft -

In der Ratssitzung am 14. 10. 2003 ist folgender Beschluss
gefasst worden:

„Der Rat der Stadt beschließt den Bebauungsplan Nr. 341-3
„Tönisvorster Straße/Hafenstraße“ in Viersen-Süchteln als
Satzung.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Süchteln östlich der
Süchtelner Innenstadt. Das Bebauungsplangebiet wird be-
grenzt durch die Tönisvorster Str., die Hafenstr. und die
Niederstr. Der genaue Verlauf der Grenze des räumlichen
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist im Bebauungs-
plan eindeutig festgelegt und aus dem beigefügten Karten-
ausschnitt ersichtlich.

Die Planbegründung vom 1. 7. 2003 ist Begründung gem. § 9
Abs. 8 BauGB.

Die gestalterischen Vorschriften gemäß § 86 BauO NRW sind
Bestandteil der Festsetzungen dieses Bebauungsplanes.

Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 7 und 41 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.

Zeit der Möglichkeit zur Einsichtnahme sowie die aufgrund
des BauGB und der GO erforderlichen Hinweise werden hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 341-
1 „Tönisvorster Straße-Nord“ in Viersen-Süchteln gem. § 10

BauGB außer Kraft.

Viersen, den 20. 10. 2003

gez. H a m m e s

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 559

NRW. S 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 160), § 10 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, ber. BGBl. 1998 I S. 137),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2002 (BGBl. I
S.2850) sowie § 86 der Landesbauordnung – (BauO NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV.
NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Mai 2000
(GV. NRW. S. 439).“

Der Bebauungsplan mit Begründung wird zu jedermanns Ein-
sicht im Fachbereich 60/I - Stadtplanung,  Viersen, Bahnhofstr.
23, Rathaus, 3. Obergeschoss, bereitgehalten, und zwar zu
folgenden Zeiten:

Montag bis Donnerstag vorm. von 07.45 bis 12.45 Uhr
nachm. von 13.15 bis 17.00 Uhr

Freitag vorm. von 07.45 bis 12.45 Uhr

Über den Inhalt des Planes und der Begründung wird auf Ver-
langen Auskunft gegeben.

Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) sowie der §§ 215 und 44 Baugesetzbuch
(BauGB) wird, bezogen auf den Bebauungsplan Nr. 341-3
„Tönisvorster Straße/
Hafenstraße“ in Viersen-Süchteln, auf Folgendes hingewie-
sen:

Nach § 7 Abs. 6 Satz 1 GO kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der GO beim Zustandekommen
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
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eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, die Sat-
zung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht
worden, die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich, eine Verlet-
zung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichne-
ten Verfahrens- und Formvorschriften, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres; Mängel der Abwägung, wenn sie nicht in-
nerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung dieser Sat-
zung schriftlich gegenüber der Stadt Viersen geltend gemacht
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den
Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB kann der
Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn
die in den §§ 39 und 42 BauGB bezeichneten Vermögens-

nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in §
44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt
wird.

Der Beschluss des Bebauungsplanes, Ort und Zeit der Mög-
lichkeit zur Einsichtnahme sowie die aufgrund des BauGB und
der GO erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.
Mit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan Nr. 341-
3 „Tönisvorster Straße/Hafenstraße“ in Viersen-Süchteln gem.
§ 10 BauGB rechtsverbindlich.

Viersen, den 20. 10. 2003

gez. H a m m e s
Bürgermeisterin

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 560

Bekanntmachung
der Stadt Viersen

Flächennutzungsplan (FNP) Viersen, 61. Änderung
(Bereich Flämische Allee/Südlich des Steinkreises) in
Viersen
- Beschluss über die Aufstellung und Auslegung -

In der Sitzung des Entwicklungsausschusses am 23. 9. 2003
ist folgender Beschluss gefasst worden:

„Der Entwicklungsausschuss Bahnhof / Stadtwald beschließt:

die Aufstellung und Auslegung der 61. Änderung des
Flächennutzungsplanes der Stadt Viersen (FNP) (Bereich

Flämische Allee / südlich des Steinkreises) in Viersen,

Der Änderungsbereich liegt in der Gemarkung Viersen,
nördlich des Viersener Bahnhofes, südlich des „Steinkreises“
und westlich der „Flämischen Allee“. Der Änderungsbereich
ist Teil des städtebaulichen Entwicklungsbereiches „Bahnhof
/ Stadtwald“.
Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches der 61.
Flächennutzungsplanänderung sind aus dem beigefügten
Kartenausschnitt ersichtlich

Zu dieser Flächennutzungsplanänderung gehört ein
Erläuterungsbericht.

Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 7 und 41 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV: NRW.
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S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom
29.04.2003 (GV.NRW. S. 254) in Verbindung mit den §§ 2, 3
und 8 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der
Bekanntmachung der Neufassung vom 27.08.1997 (BGBl. I
S. 2141, ber. BGBl. 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 23.07.2002 (BGBL. I S. 2850).“

„Der Entwicklungsausschuss Bahnhof/Stadtwald beschließt die
Aufstellung und Auslegung der 61. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes (FNP) Viersen.

Aufgrund dieses Beschlusses liegt die 61. Änderung des FNP
einschließlich Erläuterungsbericht im Fachbereich 60 -
Stadtplanung -, Rathaus, Viersen, Bahnhofstraße 23, 3.
Obergeschoss, während der folgenden Dienststunden
öffentlich aus:

montags bis freitags vorm. von 07.45 Uhr bis 12.45 Uhr
montags bis donnerstags nachm. von13.15 Uhr bis 17.00 Uhr.

Die Auslegungsfrist läuft

vom 4. 11. 2003 bis einschließlich 5. 12. 2003

Während der Auslegungsfrist können Anregungen schriftlich
oder mündlich zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung
vorgebracht werden.

Der vom Entwicklungsausschuss Bahnhof/Stadtwald am 23.
9. 2003 gefasste Beschluss zur 61. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes Viersen (FNP) wird hiermit öffentlich bekannt

gemacht.

Viersen, den  7. 10. 2003
i.V. gez. B e c k e r

Techn.- Beigeordneter

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 561

Bekanntmachung
der Stadt Willich

Öffentliche Zustellung

Der Gewerbesteuer-Bescheid 2000 für Firma Riese Waren-
handelsgesellschaft, zuletzt ansässig Daimlerstr. 13, 47877
Willich, wird durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt.
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen.

Der Steuerbescheid kann im Geschäftsbereich „Zentrale
Finanzen“, Hauptstraße 6, 47877 Willich-Neersen, Vorwerk I,
Zimmer 9, eingesehen werden.

Der Bescheid gílt zwei Wochen nach Veröffentlichung im
Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt.

Willich, den 20.10.2003

Der Bürgermeister
Im Auftrag

gez. Broszeit

Abl.  Krs. Vie. 2003, S. 562
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Bekanntmachung
der Stadt Willich

Öffentliche Zustellung

Die Gewerbesteuer-Messbescheide 2000,2001 und 2002für
Herrn Gamal El Zeiny, zuletzt wohnhaft Eisenstraße 7, 40470
Düsseldorf, wird durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt.
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen.

Die Steuerbescheide können im Geschäftsbereich „Zentrale
Finanzen“, Hauptstraße 6, 47877 Willich-Neersen, Vorwerk I,
Zimmer 9, eingesehen werden.

Die Bescheide gelten zwei Wochen nach Veröffentlichung im
Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt.

Willich, den 20.10.2003

Der Bürgermeister
Im Auftrag

gez. Broszeit

Abl.  Krs. Vie. 2003, S. 563

Öffentliche Bekanntmachung

Mit Genehmigung des Herrn Regierungspräsidenten in
Düsseldorf führt der Verkehrsverbund Rhein/Ruhr (VRR), dem
auch die SWK  STADTWERKE  KREFELD  AG angehört,
nachstehend aufgeführtes tarifliches Sonderangebot durch.

Tarifliche Sonderangebote gemäß Abschnitt B.4.4.1 des
VRR-Tarifs „Theater / Oper / Konzerte“

Geltungsdauer: Spielzeit 2003/2004

1. Berechtigte
Besucher von Veranstaltungen
· des Musiktheaters im Revier (MiR), Gelsenkirchen

(S 33/2003)
· der Bochumer Symphoniker           (S 70/2003)
· Theater und Philharmonie, Essen (TuP) (S 71/2003)
· des Theaters der Stadt Duisburg (S 72/2003)
· des Kulturamtes der Stadt Hilden (S 73/2003)
· des Theaters im Rathaus (TiR), Essen (S 74/2003)
· des Opern- und Schauspielhauses Wuppertal sowie

der Stadthalle Wuppertal (TopTicket Wuppertal)
(S 75/2003)

· des Rheinischen Landestheaters Neuss (S 76/2003)

2. Fahrausweise und Preis
Tageseintrittskarten und Abonnementkarten sind
zugleich Fahrausweise für eine Hin- und Rückfahrt zu/
von den jeweiligen Veranstaltungsorten im Sinne des
VRR-Tarifs („KombiTickets“), sofern sie mit dem VRR-
Fahrtberechtigungseindruck gekennzeichnet sind.
Fahrpreisanteile sind im Eintrittspreis enthalten.

3. Geltungsbereich
Die KombiTickets gelten im gesamten Verbundraum.

4. Geltungsdauer
Die KombiTickets gelten am Besuchstag bis zum
Betriebsschluss, im Schienenverkehr der Eisenbahnver-
kehrsunternehmen bis 3.00 Uhr des Folgetages.

Öffentliche Bekanntmachung

Mit Genehmigung des Herrn Regierungspräsidenten in
Düsseldorf führt der Verkehrsverbund Rhein/Ruhr (VRR), dem
auch die SWK  STADTWERKE  KREFELD  AG angehört,
nachstehend aufgeführtes tarifliches Sonderangebot durch.

Tarifliche Sonderangebote gemäß Abschnitt B.4.4.1 des
VRR-Tarifs „Fußball / Eishockey“

Spielzeit 2003/2004

1. Berechtigte
Besucher der Heimspiele von folgenden Vereinen:

Fußball Eishockey
Bundesliga
· Schalke 04, Gelsenkirchen · Düsseldorfer
   (S 63/2003)   Eislaufgemeinschaft

  (DEG) (S 68/2003)

· Borussia Dortmund (S 64/2003)  · KEV Pinguine
· VfL Bochum (S 66/2003)    Krefeld (S 69/2003)

5. Ausgabe der Fahrausweise
Der Vertrieb erfolgt über den Veranstalter bzw. über die
bekannten Vorverkaufsstellen.

Info-Telefone:
· S 33/2003 Musiktheater im Revier, Gelsenkirchen

02 09/40 97-0
· S 70/2003 Bochumer Symphoniker Bochum

02 34/33 33-1 11
· S 71/2003 Theater und Philharmonie (TuP), Essen

02 01/81 22 200
· S 72/2003 Theater der Stadt Duisburg

02 03/30 09-0
· S 73/2003 Kulturamt der Stadt Hilden

0 21 04/72-2 30
· S 74/2003 Theater im Rathaus (TiR), Essen

02 01/24 555 55
· S 75/2003 TopTicket, Wuppertal

02 02/5 69-44 44
· S 76/2003 Rheinisches Landestheater Neuss

0 21 31/26 99 33

6. Sonstige Bestimmungen
Für die Benutzung der 1. Wagenklasse der Eisenbahn-
verkehrsuntenehmen ist je Fahrt und Person ein
ZusatzTicket gem. Abschnitt B.4.1.4 der VRR-Tarifbe-
stimmungen zu lösen und bei Antritt der Fahrt zu
entwerten.
Die Benutzung zuschlagpflichtiger Züge der DB (ICE,
IC/CE) ist ausgeschlossen.
Die Nichtausnutzung des Sonderangebotes begründet
keinen Anspruch auf Erstattung von Beförderungsentgelt.
Ein Umtausch gegen andere Fahrausweise ist
ausgeschlossen.

Im Übrigen gelten die Beförderungsbedingungen und
Tarifbestimmungen des Verbundtarifs Rhein-Ruhr.

Änderungen vorbehalten.
S 33/2003 und

S 70/2003 – S 76/2003
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Viersen-Boisheim

Einladung

Alle Eigentümer von Grundflächen, die zum gemeinschaftlichen
Jagdbezirk des Stadtteils Viersen-Boisheim gehören, werden
hiermit zur Jahresversammlung 2003 am Mittwoch, den 19.
November 2003 (Buß- und Bettag) um 20.00 Uhr in das Pfarr-
heim "Haus Karpharnaum", Viersen-Boisheim, Pastorats-
str. 5 eingeladen.

Tagesordnung:

1. Eröffnung und Begrüßung
2. Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung
3. Feststellung der anwesenden Jagdgenossen und der von

ihnen vertretenen Flächen
4. Genehmigung des Protokolls der Jahresversammlung

2002
5. Kassenbericht für das Geschäftsjahr 2002/2003
6. Bericht der Kassenprüfer
7. Entlastung des Geschäftsführers und des Gesamtvor-

standes
8. Neuwahlen:

a) Wahlleiter
b) Vorstand der Jagdgenossenschaft
c) Schriftführer und Kassenverwalter
d) Kassenprüfer

Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Schiefbahn

Hiermit laden wir die Jagdgenossen der gemeinschaftlichen
Jagdbezirke  I und II Schiefbahn in der Stadt Willich ein zu
den öffentlichen Genossenschaftsversammlungen für:

Jagdbezirk I : Donnerstag, den 20. Nov. 2003, 20.00 Uhr,
Gaststätte Hubertuseck, Willich  -
Schiefbahn, Hubertusstr. 27

Jagdbezirk II: Freitag, den 21. Nov. 2003, 20.00 Uhr,
Niederheider Hof,  Willich - Schiefbahn,
Wilhelm-Hörmes-Str. 44

Tagesordnung beide Jagdbezirke:

1. Billigung der Niederschrift über die letzte Genossen-
schaftsversammlung

2. Geschäftsbericht 2003
3. Kassenbericht und Bericht über die Rechnungsprüfung

2003
4. Feststellung der Jahresrechnung 2003
5. Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers
6. Erlass von Haushaltssatzung und -plan 2004
7. Jagdpachtverteilung  2004
8. Wahl der Rechnungsprüfer 2004
9. Verschiedenes

Es wird darauf hingewiesen, dass nach den Satzungen der
Jagdgenossenschaften

a) besondere Einladungen an die Jagdgenossen nicht
ergehen;

b) die Versammlungen ohne Rücksicht auf die Zahl der
anwesenden Jagdgenossen beschlussfähig sind;

c) bevollmächtigte Vertreter höchstens drei Jagdgenossen
vertreten dürfen.

Willich - Schiefbahn, den 23. Oktober 2003

gez. Zielinski gez. Steves

2. Bundesliga
· MSV Duisburg (S 65/2003)
· Rot-Weiß Oberhausen (S 67/2003)

2. Fahrausweise und Preis
Tageseintrittskarten und Dauerkarten sind zugleich
Fahrausweise für eine Hin- und Rückfahrt zum/vom
jeweiligen Stadion im Sinne des VRR-Tarifs
(„KombiTickets“).
Fahrpreisanteile sind im Eintrittskartenpreis enthalten.

3. Geltungsbereich
Die KombiTickets gelten im Verbundtarifraum.

4. Geltungsdauer
Die KombiTickets gelten an den Heimspieltagen bis zum
Betriebsschluss, im Schienenverkehr der Eisenbahnver-
kehrsunternehmen bis 3.00 Uhr des Folgetages. Die
Heimspieltage werden örtlich bekanntgegeben.

5. Ausgabe der Fahrausweise
Die KombiTickets sind bei den bekannten Vorverkaufs-
stellen der Vereine und an den Stadionkassen erhältlich.

6. Weitere Bestimmungen
Ein Übergang in die 1. Wagenklasse der Eisenbahnver-
kehrsunternehmen ist nicht möglich.
Zuschlagpflichtige Züge der DB dürfen nicht benutzt
werden.
Die Nichtausnutzung des Sonderangebotes begründet
keinen Anspruch auf Erstattung von Beförderungsentgelt.
Ein Umtausch gegen andere VRR-Fahrausweise ist
ausgeschlossen.
Im Übrigen gelten die Beförderungsbedingungen und
Tarifbestimmungen des Verbundtarifs Rhein-Ruhr.

 S 63/2003 – S 69/2003
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9. Beschlussfassung über den Haushalt für das Geschäfts-
jahr 2004/2005

10. Unterschriftenaktion zur geplanten Neufassung des
Bundesjagdgesetzes

11. Antrag auf Arrondierung des Jagdbezirks
12. Mitteilungen und Verschiedenes

Jagdgenossen,  die an der Teilnahme gehindert sind, können
sich gem. § 10 Abs. 4 der Satzung durch eine volljährige ge-
schäftsfähige Person vertreten lassen. Der Bevollmächtigte
muss sich vor Beginn der Versammlung durch eine schriftliche
Vollmacht ausweisen.
Ein Bevollmächtigter darf höchstens drei Jagdgenossen ver-
treten. Die von dem Bevollmächtigten vertretene Fläche darf
einschließlich seiner eigenen Flächen ein Drittel der jagdbaren
Fläche der Jagdgenossenschaft nicht überschreiten.

Viersen-Boisheim, 8.10.2003
gez. Heinz Erkens
- Jagdvorsteher -
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Vorsitzender des Vorsitzender des
Vorstandes Vorstandes
des Jagdbezirkes I des Jagdbezirkes II

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 564

Öffentliche Bekanntmachung
der Fischereigenossenschaft Nette

Mit öffentlicher Bekanntmachung vom 02.10.2003 habe ich
die Mitglieder der Fischereigenossenschaft Nette für Mittwoch,
den 19.11.2003, 20.00 Uhr zu einer Genossenschaftsver-
sammlung eingeladen. Dieser Versammlungstermin muss
leider aufgehoben werden.

Als neuer Termin für die Versammlung der Fischereigenos-
senschaft Nette wird Dienstag, der 2. Dezember 2003, 20.00
Uhr bestimmt. Der Versammlungsort und die Tagesordnung
bleiben unverändert. Der Zeitraum für die Auslegung des Ent-
wurfs des Haushaltsplanes und für die Erhebung von Einwen-
dungen gegen den Entwurf des Haushaltsplanes wird bis zum
21.11.2003 verlängert.

Nettetal, den 13. Okt. 2003

Fischereigenossenschaft Nette
Der Vorsitzende des Vorstandes

gez. Ottmann

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 564
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N a c h r u f
Am 09. September 2003 verstarb

Frau Kreissozialamtfrau a.D. Gertrud Schmitz

im Alter von 77 Jahren.

Frau Schmitz trat am 01.10.1957 als Familienfürsorgerin in den Dienst des Kreises Viersen. Zunächst

betreute sie lange Jahre im Gesundheitsamt den Bezirk Vorst und Kempen - Kamperlings. Zuletzt war sie bis

zu ihrer Versetzung in den Ruhestand mit  Ablauf des 31.05.1988 als Sozialarbeiterin im Sozialen Dienst des

Jugendamtes tätig.

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten.

41747 Viersen, 06.10.2003

Kreis V i e r s e n

Der Landrat

  Friedhelm Welz      Andreas Petirsch

Personaldezernent Personalratsvorsitzender

Abl. Krs. Vie. 2003, S. 566
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